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ÜBER DAS PROJEKT

Das Decoding China Dictionary (China Dekodieren. Ein Wörterbuch) ist ein non-profit Projekt. Es wurde von 
einer Gruppe von China-Expert:innen ins Leben gerufen, die auf verschiedene Aspekte des chinesischen 
Rechts, der Politik, der Medien und der internationalen Beziehungen spezialisiert sind und über langjährige 
akademische und praktische Erfahrungen in der Arbeit mit dem politischen System Chinas und chinesischen 
Partner:innen verfügen. 

Das Ziel des Projekts ist es, China-Expertise zu stärken. Es erläutert, wie Schlüsselbegriffe der internationalen 
Beziehungen von der chinesischen Regierung und den parteistaatlichen Akteuren verstanden und verwendet 
werden und wie sich diese von der gängigen Auffassung in den normativen Rahmenwerken der EU und der 
Vereinten Nationen unterscheidet. Wir stützen uns in unseren Analysen in erster Linie auf offizielle chinesische 
Quellen in chinesischer oder englischer Sprache.

Die Inhalte des Decoding China Dictionary wurden von den Gründungsmitgliedern verfasst und redigiert und 
stützen sich auf frühere Arbeiten und das Feedback von Wissenschaftler:innen aus entsprechenden Fachge-
bieten. Nachstehend finden Sie Hintergrundinformationen zu allen Autor:innen.

Das Decoding China Dictionary stellt seine Inhalte kostenlos über die Website http://www.decodingchina.eu 
und in PDF-Form zur Verfügung. Um dies zu ermöglichen, nehmen wir gerne finanzielle Unterstützung an, die 
wir für die Erweiterung des Wörterbuchs sowie für Übersetzungen in weitere Sprachen einsetzen. Die Mittel 
werden für die Bezahlung unserer Illustrator:innen, Grafikdesigner:innen, Webdesigner:innen, Redakteur:innen 
und Übersetzer:innen sowie die Organisation von Veranstaltungen eingesetzt.

Wenn Sie das Projekt unterstützen oder uns einladen möchten, über unsere Arbeit zu sprechen, schreiben Sie 
bitte an info@decodingchina.eu.

Förderung

Die hier vorliegende deutsche Version verdanken wir der freundlichen Unterstützung der Friedrich-Ebert-Stiftung, 
durch Übernahme der Kosten und Koordination der Übersetzung, des Layout und des Drucks. Die Erstellung 
der ersten Ausgabe des Decoding China Dictionary wurde mit Unterstützung der Swedish International Deve-
lopment Cooperation Agency ermöglicht. Das Bundesministerium für Bildung und Forschung hat die Erstellung 
der zweiten Ausgabe durch Förderung der Grafiken und Erstellung der erweiterten Webseite wesentlich unter-
stützt. Wir bedanken uns außerdem beim China-Programm der Stiftung Asienhaus, das durch die Redaktion 
der Übersetzungen zum Entstehen der deutschen Version beigetragen hat. 
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ZU EINEM BESSEREN VERSTÄNDNIS VON CHINA IN DER  
INTERNATIONALEN ZUSAMMENARBEIT UND DIPLOMATIE

China hat seine frühere Zurückhaltung in der Außenpolitik aufgegeben und ist stattdessen zu einem aktiven 
internationalen Akteur geworden, insbesondere im Bereich der Normensetzung.1 Chinas neue Rolle als globale 
Großmacht hat tiefgreifende Auswirkungen auf die internationalen Beziehungen und die globale Ordnungs-
politik. Europas staatliche und zivilgesellschaftliche Akteur:innen begegnen China inzwischen überall. Durch 
seine Entwicklungshilfe und entwicklungsorientierten Investitionen ist das Land zu einem wichtigen Akteur in 
der globalen Entwicklungszusammenarbeit geworden.2 Die meisten großen, international agierenden Nicht-
regierungsorganisationen (NGO) sind in Ländern aktiv, die sich Chinas „Neuer Seidenstraße“ (Belt and Road 
Initiative) angeschlossen haben. Auch in der globalen Sicherheitspolitik spielt die Volkrepublik (VR) China eine 
immer wichtigere Rolle.

Der Generalsekretär der Kommunistischen Partei Chinas (KPCh) und Chinas Staatspräsident Xi Jinping ver-
lieh diesen Ambitionen neue Gestalt, als er im September 2021 auf einer Generalversammlung der Vereinten 
Nationen (United Nations, UN) Chinas neue Globale Entwicklungsinitiative ankündigte. Im April 2022 stellte er 
auf dem Boao-Forum für Asien Chinas Vision für eine neue Globale Sicherheitsinitiative vor.3 Beide Initiativen 
zielen darauf ab, die Volksrepublik durch Entwicklungshilfe, wirtschaftliche Zusammenarbeit und geopolitische 
Neugewichtung als Anbieter von globalen Gütern zu etablieren. Gleichzeitig bewerben sie eine Vision für die 
internationale Ordnung, die stärker auf die politischen Werte und Prioritäten der KPCh abgestimmt ist. 

Chinas wachsende wirtschaftliche und politische Macht hat weltweit Debatten darüber ausgelöst, wie man 
in zentralen globalen Fragen – von Menschenrechten über Klimakooperation bis hin zu wissenschaftlichen 
Innovationen und der Nichtverbreitung von Kernwaffen – bestmöglich mit dem Land zusammenarbeiten kann. 
Die Europäische Union (EU) sieht China als unverzichtbaren Partner bei der Bewältigung globaler Herausfor-
derungen wie Klimawandel, Gesundheit und Abbau regionaler Ungleichheiten und nimmt es zugleich als 
„strategischen Konkurrenten“ und „systemischen Rivalen“ wahr.4

Ein Kernproblem für die politischen Entscheidungsträger:innen in liberalen Demokratien ist, dass China auch 
nach vier Jahrzehnten der „Reform und Öffnung“, in denen es sich von einem relativ armen Land zur zweitgröß-
ten Volkswirtschaft der Welt entwickelt hat, keine Bereitschaft zu politischen Reformen zeigt und bis heute 
ein autoritärer Einparteienstaat geblieben ist. Auf dem 20. Parteitag Ende 2022 wurde Xi Jinping für weitere fünf 
Jahre als Parteivorsitzender bestätigt, die Amtszeitbegrenzung für die Staatspräsidentschaft ist seit 2018 
ausgesetzt. Unter seiner Führung baut die KPCh ihre Kontrolle über alle Aspekte der Gesellschaft weiter aus, 
treibt Chinas Modernisierung durch technologischen und wissenschaftlichen Fortschritt – ohne politische 
Liberalisierung – voran und fordert eine zentrale Rolle auf der Weltbühne als Teil der „Renaissance“ des Landes.5

Europa weiß um den Aufstieg Chinas zur Weltmacht, investiert aber leider nicht genügend in Wissen über die-
ses Land. Der Economist warf im November 2020 die Frage auf, ob Demokratien im Wettbewerb mit China 
bestehen können, wenn sie China nicht verstehen. Der Artikel warnte vor einer „schleichenden Verflachung“ 
des Fachwissens über das Land.6 Die Zahl derer, die an Universitäten chinesische Sprache oder Landeskunde 
belegen, geht zurück, und europäische Diplomat:innen und politische Entscheidungsträger:innen, die Chine-
sisch beherrschen, gibt es heute ebenso wenige wie vor dreißig Jahren. Der Mangel an Austausch und Ein-
blicken wurde durch pandemiebedingte Reisebeschränkungen und die zunehmenden Kontrollen, die Chinas 
Regierung in der internationalen Zusammenarbeit mit Wissenschaftler:innen und politischen Entscheidungs
träger:innen etabliert, noch verstärkt.

Dabei wird Fachwissen über China mehr denn je gebraucht. Konzepte und Positionen des Parteistaats finden 
zunehmend Eingang in UN-Dokumente. Sie verleihen internationalen Normen und Grundsätzen wie Rechts-
staatlichkeit, Menschenrechten und Demokratie alternative Bedeutungen und eine „chinesische Prägung“. 
Chinesische Diplomat:innen bemängeln immer wieder, dass der Westen China missversteht. Xi Jinping hat 

EINFÜHRUNG 
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wiederholt betont, wie wichtig es sei, „Chinas Geschichte richtig zu erzählen“, dem Land mehr Gehör zu ver-
schaffen und so „ein günstiges Klima in der internationalen Meinungslandschaft zu kreieren“.7 Die chinesische 
Regierung unternimmt international und national erhebliche Anstrengungen, um ein „korrektes Verständnis“ von 
China zu fördern – d. h. ein Verständnis, das mit den Standpunkten des chinesischen Parteistaats im Ein-
klang steht. 

Die chinesische Führung ist bestrebt, die VR China als wohlwollende und verantwortungsbewusste internatio-
nale Macht, als Verfechterin eines fairen Multilateralismus und als Fürsprecherin der Entwicklungsländer darzu-
stellen.8 China baut seinen Diskurs über Frieden, Entwicklung und Demokratie auf der Vorstellung eines globa-
len Kampfes gegen Imperialismus und Kolonialismus auf und positioniert sich damit als ein Entwicklungs-
land im globalen Süden, das die Hegemonie des globalen Nordens infrage stellt. Diese Debatte ist in den Ver-
einten Nationen nicht neu, deren Mitgliedstaaten seit ihrer Gründung 1945 entlang diverser ideologischer 
Nord-, Süd-, Ost- und Westachsen gespalten sind. Sobald Menschenrechtsfragen thematisiert werden, wirft 
China seinen Kritiker:innen „Politisierung“ und eine „imperialistische“ oder „Kalter-Krieg-Mentalität“ vor und 
fordert in den Vereinten Nationen Demokratie, Respekt für Chinas Recht auf Entwicklung und eine für beide 
Seiten fruchtbare Zusammenarbeit auf der Grundlage „gemeinsamer Interessen“.

Die an die Bevölkerung Chinas gerichteten Botschaften unterscheiden sich deutlich von dem, was auf der in-
ternationalen Bühne geäußert wird. So rief Xi Jinping in seinen Erklärungen vor der UN-Generalversammlung 
2020 und auf dem Weltwirtschaftsforum 2021 die Welt dazu auf, „gemeinsam die von uns allen geteilten Werte 
Frieden, Entwicklung, Gleichheit, Gerechtigkeit, Demokratie und Freiheit zu wahren, eine neue Form der inter-
nationalen Beziehungen und eine Gemeinschaft mit geteilter Zukunft für die Menschheit anzustreben“.9 In 
einem Artikel für die führende Parteitheorie-Zeitschrift Qiushi erklärte Xi Jinping hingegen 2019, China dürfe 
„niemals dem Weg des westlichen Konstitutionalismus, der Gewaltenteilung oder der richterlichen Unabhängig-
keit folgen“. Stattdessen, so Xi, solle China seinen eigenen Weg beschreiten und „in internationalen Angele-
genheiten das Recht geschickt nutzen. Im Kampf gegen fremde Mächte müssen wir das Recht als Waffe 
einsetzen und mit Verweis auf Rechtsstaatlichkeit eine Position der moralischen Höhe einnehmen [...]. Wir 
müssen uns aktiv an der Ausarbeitung internationaler Regeln beteiligen und in dem sich verändernden Pro-
zess der globalen Regierungsführung als Teilnehmer, Förderer und Anführer auftreten.“10

Eine ähnliche Mehrdeutigkeit offenbart sich bei einer genaueren Lektüre offizieller chinesischer Quellen. Auch 
wenn China und die liberalen Demokratien sich vordergründig auf dieselben Konzepte wie Freiheit, Demokra-
tie, Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte berufen, unterscheiden sie sich doch fundamental in den Be-
griffsdefinitionen, politischen Prioritäten und gesellschaftlichen Werten, die diesen Konzepten zugrunde liegen. 
Zwar gibt es Gemeinsamkeiten in Bezug auf Rechtssicherheit, effiziente Regierungsführung und Nachhaltigkeit, 
doch die chinesische Führung definiert die Stabilität des Parteistaats als ein Kollektivinteresse, das vor allem 
anderen Vorrang hat und legitimiert damit auch repressive Maßnahmen. Das harte Durchgreifen in Xinjiang und 
Hongkong zum Beispiel wird häufig mit dem Schutz der Menschenrechte und einer guten Regierungsführung 
legitimiert.11 

Dieser Vorstellungsrahmen ist kein Zufall, sondern ein Produkt jahrzehntelanger koordinierter Bemühungen der 
chinesischen Führung eine eigene diskursive Ordnung aufzubauen und ihre Diskursmacht zu stärken.12 Innen-
politisch hat die chinesische Regierung schon immer große Aufmerksamkeit auf Propaganda und auf die Frage 
gelegt, wie man „mit Worten gezielt Dinge bewirken kann“.13 Die westlichen liberalen Werte wie Demokratie und 
Menschenrechte, die in den 1980er Jahren ihren Einzug nach China fanden, wurden als Ursache für die 
Tian’anmen-Proteste von 1989 und als Bedrohung für den Fortbestand der KPCh gesehen. Deng Xiaoping, 
der damals der Parteiführung vorstand, erklärte 1989 in einer Rede, dass er die unzureichende ideologische 
und politische Bildung für den größten Reformfehler der 1980er Jahre hielt.14 Langfristig folgte der Partei-
staat jedoch dem Ansatz, Begriffe nicht pauschal zu unterdrücken, sondern in den ideologischen Kanon der 
KPCh zu integrieren und so umzudefinieren, dass sie den Machtanspruch der Partei nicht gefährden.
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Viele Begriffe, die in dieser Publikation erörtert werden, fanden in den Jahrzehnten der „Reform und Öffnung“ – 
insbesondere nach Deng Xiaopings „Südtour“ 1992 – Eingang in den offiziellen Sprachgebrauch der KPCh und 
bereiteten den Boden für Chinas Beitritt zur Welthandelsorganisation (WTO) im Jahr 2001. Bei der Übergabe 
Hongkongs an China in 1997 keimte die Hoffnung auf eine weitere Annäherung der Werte und Systeme auf. 
Tatsächlich wurde 2004 der Begriff der Menschenrechte in die chinesische Verfassung aufgenommen, was als 
Anbruch einer neuen Ära für den Schutz verfassungsmäßiger Grundrechte begrüßt wurde.15 Demokratie, 
Freiheit und Rechtsstaatlichkeit gehören inzwischen zum Kanon der sozialistischen Kernwerte, für die unter Xi 
Jinping geworben wird. Die Ausführungen des Parteichefs zu Konzepten wie Menschenrechten, Sicherheit 
und Modernisierung sind dabei Teil eines immer umfassenderen Korpus an „Xi Jinping Gedankengut“.16

Gleichzeitig wurden diese Konzepte grundlegend überarbeitet, um sie mit dem politischen und ideologischen 
System der KPCh in Einklang zu bringen. Unter Xi wurden die Bestrebungen ausgeweitet, ein eigenes Werte-
system zu definieren und abzusichern, das nicht auf liberalen Ideen beruht. Das Dokument Nr. 9, das 2013 von 
der Parteiführung formuliert wurde, war ein Grundsatzpapier gegen konstitutionelle Demokratie, universelle 
Werte und eine unabhängige Zivilgesellschaft.17 Die Sorge, dass liberale oder „westliche“ Werte Chinas Einheit 
und politische Stabilität bedrohen könnten, zeigt sich auch in einer Reihe von sicherheitsbezogenen Gesetzen 
und Verordnungen, die in den vergangenen zehn Jahren erlassen wurden, wie zuletzt das Nationale Sicher-
heitsgesetz für Hongkong.18 

Chinas wirtschaftlicher Erfolg und seine Rolle als Motor des weltweiten Wachstums nach der Finanzkrise 
2008 und während der COVID-19-Pandemie haben das Vertrauen der Führung in das eigene Regierungssystem 
als alternatives und überlegenes Modell gestärkt. Anlässlich des 100-jährigen Bestehens der KPCh am 1. Juli 
2021 wurden die weltweiten Bemühungen in der Außenpropaganda ausgebaut. So wurde eine neue Kampagne 
gestartet, die ein korrektes (also positives) Bild von der Geschichte der Partei und der VR China vermitteln 
soll. Chinas Regierung möchte sich als ein Vorbild etablieren, dem andere Länder nacheifern. Dies zeigt sich in 
ihren Bemühungen, Chinas entwicklungsgetriebenen Ansatz in den Vordergrund zu stellen. In einem Weißbuch 
vom Dezember 2021 und diplomatischen Statements wird das Land als eine „Demokratie die funktioniert“ 
präsentiert – und Demokratie damit auf staatlichen Output statt auf politische Partizipation fokussiert.19 Es zeigt 
sich auch in Chinas Rhetorik, in der die Führung sich und den Partner Russland als „progressive Kräfte“ gegen 
die (westliche) Hegemonie und als Verteidiger von Weltfrieden, nationaler Souveränität und völkerrechtlichen 
Standards darstellt.20 

Letztlich geht es darum, „gründliche ideologische Arbeit“ zu leisten und Chinas Standpunkte und Praktiken in 
der globalen Ordnung zu etablieren.21 Wie von Xi Jinping bereits seit 2013 bei zahlreichen Anlässen gefordert, 
soll international mehr für „chinesischen Werte“ und Ansätze, und vor allem für die Idee einer „Schicksalsge-
meinschaft der Menschheit“ bzw. einer „geteilten Zukunft“ 22 (人类命运共同体) geworben werden, in der Staa-
ten ihren Präferenzen entsprechend kooperieren, statt einander zu kritisieren.23 

Spielräume für den internationalen Austausch und Zusammenarbeit mit Akteuren innerhalb Chinas sind mit 
der Verabschiedung des Gesetzes über ausländische Nichtregierungsorganisationen 2017 deutlich geschrumpft. 
Auseinandersetzungen um Menschenrechtsverletzungen und Chinas verbale Unterstützung für Russland nach 
seiner Invasion in der Ukraine haben den Graben zwischen China und liberalen Demokratien weiter vertieft. 
Dennoch bieten sich in China sowie in internationalen Organisationen und in Drittländern nach wie vor Möglich-
keiten und die Notwendigkeit zur Kooperation.24 Chinesische Institutionen, Unternehmen und NGO sind dabei, 
sich zu „globalisieren“. Einige der prominentesten chinesischen Organisationen auf der globalen Bühne sind 
eng mit dem chinesischen Staat verbunden und werden auch als staatlich organisierte Nichtregierungsorgani-
sationen (GONGO, government-operated non-governmental organization) bezeichnet. Auch unabhängigere 
gesellschaftliche Akteur:innen und NGO orientieren sich aus strategischen Gründen in ihrer Arbeit oft am 
offiziellen Diskurs und politischen Zielsetzungen der KPCh.
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Chinas Aufstieg als Weltmacht in einer multipolaren Welt bedeutet einen zunehmenden Wettbewerb um inter-
nationale Werte und Normen. Politische Entscheidungsträger:innen müssen sich mit der Tatsache abfinden, 
dass China, wie andere Großmächte auch, sein wachsendes wirtschaftliches und politisches Gewicht nutzt, um 
die internationale Ordnung zu gestalten. Die regelbasierte Weltordnung ist jedoch auf einen globalen Konsens 
darüber angewiesen, was die zugrunde liegenden Normen beinhalten. Wenn die Bedeutung von Begriffen 
wie Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechte, Demokratie und Souveränität verwischt wird, werden internationale 
Standards ausgehöhlt. Die Bemühungen der chinesischen Führung, etablierte Normen neu zu interpretieren 
und ein alternatives Wertesystem zu fördern, können nicht einfach beiseitegeschoben werden. Stattdessen 
müssen staatliche und nicht-staatliche Akteur:innen dieser Herausforderung begegnen und Chinas Rhetorik 
entgegentreten, indem sie überzeugend darlegen, warum internationale Normen in ihrem liberalen, universellen 
Sinn nach wie vor relevant sind und welchen Nutzen sie für Menschen weltweit haben.

Das Decoding China Dictionary wurde von einer Gruppe von China-Expert:innen verfasst, um politischen 
Entscheidungsträger:innen und Fachleuten ein einfaches und praxisnahes Instrumentarium an die Hand zu 
geben, das ihnen hilft, sich das offizielle chinesische Narrativ (oder den „New China Newspeak“) zu dekodieren 
und zu erschließen.25 Damit sie sachkundig mit ihren Partner:innen austauschen können, müssen Akteure in 
Europa und weltweit wissen, welche Bedeutung gängige Konzepte und Schlüsselbegriffe im Bereich der 
internationalen Beziehungen und der Entwicklungszusammenarbeit in der offiziellen chinesischen Lesart haben. 
Wir hoffen, dass dieses Wörterbuch als Orientierungshilfe für die Strategieentwicklung und Kommunikation 
dienen wird. Wir sehen das Wörterbuch als ein lebendes Dokument und freuen uns über Kommentare und 
Vorschläge, wie es verbessert und weiterentwickelt werden kann.

Obwohl der Fokus des Wörterbuchs auf dem parteistaatlichen Diskurs und Sprachgebrauch liegt, zeigt die Ent-
wicklungsgeschichte der behandelten Konzepte, dass diese Begriffe und die damit verbundenen Praktiken 
innerhalb Chinas immer wieder kontrovers diskutiert und unterschiedlich betrachtet wurden. So spielte der chine-
sische Philosoph und Diplomat Peng-Chun Chang, damals stellvertretender Vorsitzender der UN-Menschen-
rechtskommission, eine entscheidende Rolle bei der Ausarbeitung der Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte.26 Das Wörterbuch vermag es nicht, die Leser:innen in die vielfältige und komplexe wissenschaftliche 
und gesellschaftliche Diskussion über die Thematik einzuführen. Gleichwohl haben wir für die Leser:innen, die 
mehr über Konzepte und Begriffe aus verschiedenen Perspektiven Chinas erfahren möchten, eine Liste eng-
lischsprachiger Informationsquellen beigefügt.

Abschließend möchten wir den Sinolog:innen und Expert:innen danken, auf deren Arbeiten dieses Projekt auf-
baut und die uns inspiriert haben. Wir haben einige Schlüsselwerke in das Literaturverzeichnis aufgenommen 
und danken insbesondere Geremie Barmé, Magnus Fiskejö, Lars Fredén, Courtney Fung, Fredrik Fällman, Hurst 
Hannum, Isabel Hilton, Manoj Kawalramani, James Miles, Eva Pils, Nadège Rolland, Joshua Rosenzweig, 
Rolf Schwartz, Marina Svensson und Jörg Wuttke für ihre aufschlussreichen, großzügigen und ermutigenden 
Kommentare.

Malin Oud und Katja Drinhausen

Stockholm und Berlin

9. Januar 2023
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AUTONOMIE 
自治
Jerker Hellström

Kurzgefasst

Für den Begriff der „Autonomie“ gibt es im Völkerrecht zwar keine allgemein anerkannte Definition, doch wird 
er häufig als politische oder staatliche Autonomie, d. h. als Selbstverwaltung oder Handlungsfreiheit auf in-
terner oder innerstaatlicher Ebene verstanden.27

Durch Kompromisse zwischen dem souveränen Staat und den Volksgruppen, die nach Selbstbestimmung 
streben, können Staaten formale Regelungen von Autonomie nutzen, um ihre territoriale Integrität zu schützen 
und gleichzeitig die Rechte von Minderheiten zu wahren und Unfrieden zu vermeiden. Allerdings gehen Re-
gierungen unterschiedlich mit solchen Vereinbarungen um. Staatliche Akteure, die im Namen der nationalen 
Einheit und der territorialen Integrität eine stärkere Kontrolle über autonome Gebiete anstreben, mögen es bei-
spielsweise als notwendig erachten, den Grad der Autonomie selbstverwalteter Gruppen zu begrenzen.

Die chinesische Regierung hat ihrerseits den Begriff der Autonomie und dessen inhaltliche Bedeutung immer 
wieder neu definiert.28 Tibet, Xinjiang und drei weitere chinesische Regionen haben den offiziellen Status von 
„autonomen Gebieten“ innerhalb der Volksrepublik (VR) China. Die chinesische Regierung hat versprochen, 
dass Hongkong ein „hohes Maß an Autonomie“ gegenüber Peking genießen würde und hat den Bürger:innen 
Taiwans ähnliches zugesichert, sollten sie sich jemals der Führung der Kommunistischen Partei (KPCh) anschlie-
ßen. Die Einschränkung der formal zugesicherten Autonomie in Tibet, Xinjiang und Hongkong lässt jedoch 
Zweifel aufkommen, ob China seine Autonomieversprechen in Taiwan erfüllen würde.

Analyse

Sozialistische Regime gehörten zu den ersten Staaten, die Institutionen mit formaler Autonomie aufbauten.29 

Gemäß der Politik der KPCh genießen die ethnischen Minderheiten Chinas regionale Autonomie in den Ge-
bieten, in denen sie in einer höheren Bevölkerungskonzentration leben, allerdings „unter der einheitlichen 
Führung des Staates“.30
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Außerdem sieht das chinesische Recht vor, dass der Gouverneur einer autonomen Region der ethnischen 
Minderheit angehören muss, die die Selbstverwaltung ausübt. Die tatsächliche Macht liegt jedoch nicht bei den 
Gouverneuren, sondern bei den regionalen Parteisekretären, die fast ausschließlich der Han-Mehrheitsbevöl-
kerung angehören.31 Der chinesische Rechtswissenschaftler Yu Xingzhong kommt zu dem Schluss, dass das 
im Autonomiegesetz der VR China festgelegte politische System „sicherlich nicht dem entspricht, was man 
gewöhnlich unter dem Begriff ‚Autonomie‘ versteht“.32 

1951 unterzeichnete die KPCh ein Abkommen mit tibetischen Vertretern, in dem sie dem tibetischen Volk 
das Recht auf Ausübung nationaler regionaler Autonomie unter der Regierung der VR China zusicherte.33 Die 
tibetische Regierung mit dem Dalai Lama an der Spitze sollte das Autonome Gebiet Tibet verwalten. Es 
stellte sich jedoch bald heraus, dass es sich dabei nur um eine vorübergehende Regelung handelte, bei der 
die politischen, religiösen und sozialen Institutionen Tibets nicht erhalten bleiben würden.34 Die anschließende 
Forderung des Dalai Lama nach „echter Autonomie“ (innerhalb der VR China) wurde von Peking als Versuch 
abgetan, die Macht der Kommunistischen Partei zu stürzen.35

Die „autonomen“ Institutionen des Uigurischen Autonomen Gebiets Xinjiang (XUAR) ähneln stark denen in den 
anderen autonomen Gebieten Chinas.36 So unterliegt beispielsweise der Volkskongress von Xinjiang dem 
Vetorecht der Zentralregierung, und der Oberste Gerichtshof Chinas hat Aufsichtsbefugnisse über die Ge-
richte in der Region. Die Bestrebungen des Parteistaats die so genannten „drei Übel“ (三股势力) in Xinjiang 
zu bekämpfen, nämlich Separatismus, Extremismus und Terrorismus, haben die Aussichten auf eine echte 
Autonomie weiter verringert. Anstatt auf die Forderungen nach einem Dialog über die Autonomiefrage einzu-
gehen, fährt Peking eine harte politische Linie.37 Dazu gehören auch die willkürlichen Masseninhaftierungen 
von Angehörigen muslimischer Minderheiten und andere Maßnahmen, welche einer Einschätzung der Verein-
ten Nationen zufolge „Verbrechen gegen die Menschlichkeit“ darstellen könnten.38

In Hongkong versprach die chinesische Regierung, die dortige Lebensweise nach der Übergabe im Jahr 1997 
für mindestens fünfzig Jahre im Einklang mit dem Prinzip „ein Land, zwei Systeme“ zu bewahren und der 
Stadt ein „hohes Maß“ an Autonomie zu gewähren.39 Die Gesetze der VR China würden im Großen und Ganzen 
in der Sonderverwaltungszone Hongkong nicht gelten und Beamte des chinesischen Festlandes dürften sich 
nicht in die Angelegenheiten der Regionalregierung einmischen. Dennoch erklärte das chinesische Außen-
ministerium 2017, dass die Chinesisch-Britische Gemeinsame Erklärung zu Hongkong von 1984 – in der die 
VR China zugesagt hatte, die Autonomie Hongkongs zu wahren – „keineswegs bindend für die Verwaltung 
Hongkongs durch die Zentralregierung” sei.40 Das chinesische Regime hat in den letzten Jahren die Grund-
rechte in der Sonderverwaltungszone Hongkong mit dem Verweis auf vier vage definierte Straftatbestände 
eingeschränkt: Separatismus, Umsturz, terroristische Aktivitäten und Kollaboration mit ausländischen Kräften. 

In Bezug auf Taiwan vertritt Peking den Standpunkt, dass es das de facto unabhängige Gebiet letztendlich mit 
der VR China vereinen wird, dass Taiwan aber ein autonomer Status ähnlich dem der Sonderverwaltungszo-
ne Hongkong eingeräumt würde.41 Die Tatsache, dass die chinesische Regierung in der Frage der Autonomie 
von ihren ursprünglichen Versprechen an die Hongkonger, Tibeter und Uiguren abgewichen ist, hat jedoch 
dazu beigetragen, dass die Bürger:innen Taiwans dem Versprechen eines „hohen Maßes“ an Autonomie – 
insbesondere im Fall einer Integration in die VR mit militärischer Gewalt – wenig Vertrauen schenken.
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DEMOKRATIE 
民主
Katja Drinhausen

Kurzgefasst

In der VR China bezieht sich der Begriff Demokratie auf das marxistisch-leninistische System der demokra-
tischen Diktatur des Volkes (人民民主专政) und des demokratischen Zentralismus (民主集中制), in dem die 
KPCh die oberste Volksvertretung darstellt. Dieses politische System der „sozialistischen Demokratie chinesi-
scher Prägung“ wird ausdrücklich von der liberalen Demokratie unterschieden, da diese mit den spezifischen 
Gegebenheiten Chinas unvereinbar sei. Während Chinas Bürger:innen auf lokaler Ebene wählen können, 
bildet die KPCh laut Verfassung die alleinige Regierungspartei, was eine Machtübertragung verhindert. Die KPCh 
hat die Führungsgewalt über alle gesetzgebenden und staatlichen Organe und kann die Politik von oben 
durchsetzen. 

Auch wenn es kein pluralistisches Parteiensystem gibt, in dem der Zugang zur Macht auf regelmäßigen allge-
meinen Wahlen basiert, bezeichnet sich die Partei selbst als demokratisch. Durch „konsultative Demokratie“ 
(协商民主) bezieht die KPCh formal die Interessen verschiedener gesellschaftlicher Gruppen ein, doch leitet 
sie ihre Legitimität vor allem daraus ab, dass sie Ordnung, Wohlstand und Sicherheit garantiert. Mit Verweis 
auf die Erfolge beim Wirtschaftswachstum sowie im öffentlichen Gesundheits- und Sozialwesen stellt der 
Parteistaat sein Modell als international überlegen dar. Xi Jinping erklärte 2017: „Chinas sozialistische De-
mokratie ist die umfassendste, echteste und effektivste Demokratie“.42

Analyse

Der in der marxistisch-leninistischen Ideologie verankerte chinesische Begriff „Demokratie“ (民主) ist seit der 
Gründung der KPCh, die sich den Aufbau einer „Volksdemokratie“ zur Aufgabe gemacht hat, ein integraler 
Bestandteil des Sprachgebrauchs der Partei. Xi prägte 2019 den Begriff der „Demokratie im Gesamtpro-
zess“, in der die KPCh alle Stimmen innerhalb und außerhalb der Partei auf sich vereint und damit „die Men-
schen befähigt, ihr Recht als Herren des Staates auszuüben“.43 
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Die Darstellung von China als demokratischem Staat stützt sich auf drei Säulen:

Da die KPCh demokratisch ist, ist auch China zwangsläufig demokratisch. Im System des „demokratischen 
Zentralismus“ werden wichtige politische Entscheidungen von zentralen Parteiorganen getroffen, aber auf 
allen Verwaltungsebenen in formalisierten „demokratischen Sitzungen“ diskutiert.44 Durch neue Arbeitsvor-
schriften wird das „Zentrum“ noch eindeutiger definiert: Xi Jinpings Gedankengut wird als Maßstab festge-
legt, was Abweichungen von der zentralen ideologischen Führung erschwert.45

Chinesische Bürger:innen haben ein Wahlrecht. Nach Artikel 2 der Verfassung können die Bürger:innen auf 
Kreis- und Bezirksebene Delegierte für die Volkskongresse – Chinas gesetzgebende Organe – wählen. Aus 
Artikel 1 und 3 geht jedoch eindeutig hervor, dass die Volksrepublik China ein sozialistischer Staat unter der 
alleinigen Führung der KPCh ist, deren Machtposition durch die Verfassungsänderungen von 2018 weiter aus-
gebaut wurde. Alle staatlichen Institutionen arbeiten nach Weisung der Parteiorgane, und die Kandidaten für 
die Volkskongresse werden grundsätzlich vorab ausgewählt.

Die KPCh berücksichtigt auch andere Akteur:innen und Interessen. Die wichtigsten Organe der Konsulta-
tivdemokratie sind formal die Politischen Konsultativkonferenzen des Chinesischen Volkes. Unter dem Etikett 
der Zusammenarbeit mit acht demokratischen Blockparteien und durch Annahme von Rückmeldungen – auch 
online – holt die KPCh Meinungen von verschiedenen Interessensgruppen ein, solange diese die politischen 
Prioritäten der KPCh nicht offen infrage stellen.

Dieses kollektive, konsensorientierte Ideal der Demokratie unter zentralisierter Parteiführung wird dem kon-
frontativen, wettbewerbsorientierten Stil der westlichen Demokratie gegenübergestellt. Inzwischen wird das 
System als das einzige für China geeignete Modell dargestellt. Aber es war nicht immer unangefochten. Chi-
nesische Studierende forderten in den Protesten von 1989 eine Reform des politischen Systems, die auch 
Elemente der liberalen Demokratie einschließen sollte. Nach dem Ende der Protestbewegung verschwand der 
Begriff zunächst weitgehend aus den politischen Debatten in China.

2002 wurde auf dem 16. Parteitag erklärt, dass „die innerparteiliche Demokratie die Lebensader der Partei 
ist“. Führende Parteivordenker brachten das Konzept wieder ins Spiel.46 Ende der 2000er und Anfang der 
2010er Jahre diskutierten Funktionäre, Medien und Bürger:innen öffentlich über die Stärkung der innerpar-
teilichen Demokratie und die Liberalisierung der Kommunalwahlen, um einen Pluralismus der Standpunkte zu 
ermöglichen und verstärkt Nicht-Parteimitglieder einzubinden.47 Dabei hielten sie allerdings an einer Demo-
kratievorstellung fest, die mit der Einparteienherrschaft vereinbar ist. Unabhängige Kandidat:innen traten zur 
Wahl an und hatten einigen Erfolg. Bei den Kommunalwahlen 2011 versuchten Kandidat:innen, die sich für 
Bürgerrechte einsetzen, unter dem Slogan „Eine Person, eine Stimme, gemeinsam verändern wir China“ in 
den Wahlkampf zu ziehen.48

Nach Xis Machtübernahme im Jahr 2012 wurde „Demokratie“ in den Kanon der zwölf sozialistischen Grundwer-
te aufgenommen.49 Dies war jedoch kein Zeichen für eine liberalere Auffassung von Demokratie. Im Gegenteil: 
Experimente in breiterer Partizipation wurden unterbunden und einige unabhängige Kandidat:innen verhaftet. 
2013 wurde in Dokument Nr. 9 das liberale Verständnis von Demokratie zur Bedrohung für die Stabilität des 
Regimes erklärt. Konzepte wie konstitutionelle Demokratie, Gewaltenteilung und Unabhängigkeit der Justiz 
werden regelmäßig als „falsches ideologisches Denken“ abgetan, dem entschlossen entgegengetreten werden 
müsse.50 Irreleitende liberale Werte wurden als Hauptursache für die Proteste in Hongkong in 2019–2020 
ausgemacht. 51

Zugleich setzt sich China mit der Forderung nach mehr Mitspracherechten für Länder des Globalen Südens für 
eine „Demokratisierung des UN-Systems“ ein. Im Kontext der UN bedeutet dies eine Akzeptanz autoritärer 
Regierungsformen und Werte, da die Bevölkerung im chinesischen Verständnis nur von Staaten vertreten 
werden kann.52 
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ENTWICKLUNG 
发展
Marina Rudyak

Kurzgefasst

Im europäisch-US-amerikanischen Kontext wird unter dem Begriff „Entwicklung“ in der Regel ein multidimen-
sionaler sozioökonomischer Prozess mit politischen, wirtschaftlichen, sozialen, ökologischen und kulturellen 
Dimensionen verstanden. In diesem Zusammenhang wird der politischen Dimension – insbesondere der 
Demokratie – eine wesentliche Bedeutung für die Verwirklichung der anderen Dimensionen beigemessen. Aus 
diesem Grund wird in der Entwicklungszusammenarbeit der Schwerpunkt auf gute Regierungsführung, Achtung 
der Menschenrechte und Korruptionsbekämpfung gelegt. Die entsprechenden Eigenanstrengungen der Neh-
merländer werden häufig zur Bedingung für die Entwicklungshilfe gemacht.

Im chinesischen Diskurs steht „Entwicklung“ in erster Linie für einen Prozess der technozentrierten „Moderni-
sierung“. Dabei wird angenommen, dass „wirtschaftliche Entwicklung“ mit der „sozialen Entwicklung“ Hand in 
Hand geht, nämlich durch Investitionen in den Aufbau von Verkehrs-, Energie-, digitaler und handelsbezoge-
ner Infrastruktur, von Produktionskapazitäten und innovativer Technologie. „Die wirtschaftliche und die soziale 
Entwicklung“ gelten wiederum als notwendige Voraussetzung sowohl für die Verbesserung der „Lebens-
grundlagen der Menschen“ – durch Bildung, medizinische und gesundheitliche Versorgung und öffentliche 
Wohlfahrt – als auch für eine „ökologische Entwicklung“, die durch technologische Innovationen erreicht 
werden soll. 

China kritisiert westliche Geberländer dafür, dass sie Verbesserungen in den Bereichen gute Regierungsführung, 
Korruptionsbekämpfung und Menschenrechte zur Bedingung für Entwicklungshilfe machen. Es vertritt den 
Standpunkt, dass diese Aspekte nicht über wirtschaftliche und technische Entwicklungsfragen wie den Auf-
bau von Infrastruktur oder die industrielle und landwirtschaftliche Entwicklung gestellt werden dürfen.



18  DECODING CHINA DICTIONARY | 2023 

Analyse

China lehnt den Konditionalitätsansatz ab und plädiert dafür, dass die Geber das „Recht der Entwicklungs-
länder, ihren Entwicklungspfad unabhängig zu wählen“, respektieren und sich auf die „Stärkung der Kapazi-
täten für eine unabhängige Entwicklung“ konzentrieren sollten.53 Als Prozess sollte Entwicklung „eigenver-
antwortlich“ (自力更生, wörtlich übersetzt: „Regeneration aus eigener Kraft“) und „unabhängig“ sein.

Das Konzept der Entwicklung als technologiegetriebene Modernisierung geht auf Sun Yat-sen zurück und wird 
seither als Mittel zur Überwindung der „Unterentwicklung“ und der „Rückständigkeit“ gesehen, die für Chinas 
Niederlage in den Opiumkriegen verantwortlich gemacht werden.54 Nach der Konferenz von Bandung 1955 
vertrat Chinas Premier- und Außenminister Zhou Enlai die Auffassung, dass wirtschaftliche Unabhängigkeit 
die Voraussetzung für politische Unabhängigkeit sei.55 Daher unterstütze China trotz der Fokussierung auf 
seine eigene Entwicklung auch andere Entwicklungsländer. Implizit bedeutete dies: Wenn China den Ent-
wicklungsländern bei ihrer wirtschaftlichen Entwicklung unter die Arme greift, stärkt es deren politische Unab-
hängigkeit vom US-geführten kapitalistischen Block. 1978 erklärte Deng Xiaoping, der Mao Zedong an der 
Spitze der KPCh nachfolgte, Chinas Entwicklung erfordere „vier Modernisierungen“: in der Landwirtschaft, 
der Industrie, der Verteidigung sowie in Wissenschaft und Technik. Wenig später forderte der Menschenrechts-
aktivist Wei Jingsheng in einem Aufsatz, den er an der Demokratiemauer in Peking anbrachte, die KPCh 
dazu auf, als fünftes Modernisierungsziel „Demokratie“ hinzuzufügen. 56 

Unter Xi Jinping wurde Entwicklung mit „zwei Jahrhundertzielen“ verknüpft: dem Ziel, am einhundertsten Jahres-
tag der Gründung der KPCh 2021 eine „Gesellschaft des bescheidenen Wohlstandes“ geworden zu sein – 
und dem Ziel, am einhundertsten Jahrestag der Gründung der Volksrepublik China 2049 den „chinesischen 
Traum“ der nationalen „Renaissance“ verwirklicht und seine durch die Opiumkriege verlorene zentrale Stel-
lung auf der Weltbühne wiedererlangt zu haben. 

Seit den 1950er Jahren lässt sich Chinas Politik der internationalen Entwicklungszusammenarbeit als eine Exter-
nalisierung seiner nationalen Entwicklungsagenda verstehen. Die Ziele der chinesischen Entwicklungshilfe – 
„Bereicherung und Verbesserung der Lebensbedingungen der Bevölkerung, sowie Förderung von Wirt-
schaftswachstum und sozialem Fortschritt“ – werden nahezu mit denselben Worten beschrieben wie die Entwick-
lung, die für notwendig gehalten wird, um die „relative Rückständigkeit“ der westchinesischen Regionen mit 
ihren nationalen Minderheiten zu überwinden.57 Der „chinesische Traum“ wurde somit zu einem „Welttraum“ 
von der „gemeinsamen Entwicklung“ (共同发展) ausgeweitet. 

Dennoch hat China lange Zeit behauptet, seine „Auslandshilfe“ (对外援助) an Entwicklungsländer sei eben 
keine „Entwicklungshilfe“ (发展援助). Der Begriff „Entwicklungshilfe“ wurde fast ausschließlich für die Hilfe west-
licher Geber verwendet – auch für Hilfen an China. Diese Praxis hat sich unter Xi Jinping geändert: Im Weiß-
buch „Recht auf Entwicklung“ (发展权) von 2016 heißt es, China leiste seit sechzig Jahren „Entwicklungshilfe“. 
Das Akronym der 2018 gegründeten Hilfsorganisation CIDCA steht für „China International Development 
Cooperation Agency“, Chinas Agentur für internationale Entwicklungszusammenarbeit, was darauf hindeutet, 
dass China sich mittlerweile als Entwicklungshilfegeber versteht. 
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ENTWICKLUNGSHILFE 
援助
Marina Rudyak

Kurzgefasst

Entwicklungshilfe wird als Mittel- und Wissenstransfer von reichen (Geber)Ländern an ärmere (Entwicklungs)
Länder verstanden, mit dem Ziel, soziale und wirtschaftliche Entwicklung zu fördern. Nach weit verbreiteter 
Auffassung soll Hilfe ohne direkte Gegenleistung, oder zumindest mit einem Schenkungselement erfolgen – 
auch wenn sie in vielen Fällen nachweislich von den politischen, strategischen und wirtschaftlichen Interessen 
der Geberländer dominiert wird. 

Im chinesischen Sprachgebrauch wird „Hilfe“ weitgehend als etwas Gegenseitiges verstanden. Der offizielle 
Diskurs unterscheidet zwischen der „Entwicklungshilfe“ (发展援助) des Westens und der chinesischen „Aus-
landshilfe“ (对外援助) an andere Staaten. Dabei betont China stets, dass es kein „Geberland“ ist und keine 
„Entwicklungshilfe“ gibt. Es definiert seine „Auslandshilfe“ als Süd-Süd Kooperation und konnotiert sie mit 
Begriffen wie „Gleichheit“ (平等), „Freundschaft“ (友谊) und „gegenseitiger Nutzen“ (互利). Während die Hilfe direkt 
durch den Austausch von Waren oder Ressourcen erwidert werden kann, liegt ihr politisch die Annahme zu 
Grunde, dass Auslandshilfe durch Unterstützung chinesischer Positionen, etwa in den internationalen Orga-
nisationen, erwidert wird. 

Analyse

Die ersten Empfänger der chinesischen „Auslandshilfe“ waren ab 1950 Nordkorea und Nordvietnam. Nach 
der Bandung Konferenz von 1955 kamen zahlreiche kürzlich dekolonisierte Länder hinzu. Von Beginn an 
wurde „Auslandshilfe“ als ein politisches Instrument verstanden, das China helfen sollte, die internationale 
Isolation zu durchbrechen: Im Gegenzug für Wirtschaftshilfe erhielt China diplomatische Anerkennung. Zhou 
Enlai erklärte in 1956, dass China trotz der eigenen Armut anderen Ländern half, weil „wir verstanden haben, 
dass wirtschaftliche Unabhängigkeit die Grundlage für politische Unabhängigkeit ist“.58 Er meinte eine Un-
abhängigkeit von dem Westen. In 1964 bereiste Zhou zehn afrikanische Staaten und verkündete die „Acht 
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Prinzipien der chinesischen Auslandshilfe“, deren Kern, Hilfe an keine politischen Konditionen zu knüpfen – 
mit Ausnahme der Nichtanerkennung Taiwans – bis heute Gültigkeit hat.59 So war es auch der Entwicklungs-
hilfe zu verdanken, dass China 1971 mit den Stimmen der Entwicklungsländer in die Vereinten Nationen 
aufgenommen, und Taiwan ausgeschlossen wurde. 

Mit Beginn der Reform- und Öffnungspolitik in 1978 kam die „Auslandshilfe“ auf den Prüfstand, denn China 
brauchte die knappen Ressourcen für das ambitionierte Entwicklungs- und Modernisierungsprogramm. 
Deng Xiaoping kam jedoch zu dem Schluss, dass Entwicklungshilfe zu geben für China immer eine strategische 
Notwendigkeit sein würde.60 Entsprechend stellte der Staatsrat 1980 mit Blick auf Chinas UN-Beitritt fest, dass 
„China anderen Ländern geholfen hat, und selber von ihnen Hilfe im Gegenzug erhielt. Chinas internationaler 
Status ist untrennbar mit der Unterstützung durch befreundete Länder verbunden.“ 61 

Die Fortsetzung der Hilfe beruhte auf der Annahme, dass die Hilfe, für die man in der Vergangenheit Gegen-
leistung erfahren hatte, auch in Zukunft erwidert werden würde. Nach dieser Logik erreichte die chinesische 
Hilfe nach 1989 erneut einen Höhepunkt, als China nach der Niederschlagung der Ereignisse auf dem Platz 
des Himmlischen Friedens mit internationalen Sanktionen belegt wurde und Taiwan 1990 versuchte, wieder 
in die UN aufgenommen zu werden. Bis heute betonen chinesische Funktionäre in Gesprächen mit afrikani-
schen Staatsoberhäuptern, wie dankbar China für die Unterstützung ist, die es in der UN erhält. In seiner Rede 
auf dem Gipfel des Forums für China-Afrika Kooperation 2021 drückte Xi Jinping seine „tief empfundene 
Dankbarkeit gegenüber der großen Zahl afrikanischer Freunde aus, die China [...] bei der Wiedererlangung 
seines rechtmäßigen Sitzes in den Vereinten Nationen unterstützt haben“.62 

Der Begriff „Hilfe“, ist im chinesischen Diskurs sehr weit gefasst: Fast alles, was in den Bereich „Sie brauchen 
es – wir haben es“ fällt, kann als „Hilfe“ bezeichnet werden. Dabei sind Auslandsinvestitionen oder Bauvor-
haben chinesischer Unternehmen, die mit Hilfe von Exportsubventionen in Entwicklungsländern getätigt wer-
den, genauso Hilfe, wie Projekte zur Armutsbekämpfung. Da Entwicklungshilfe oft mit Handel und Investitionen 
gebündelt wird, werden von Empfängerländern auch die letzteren oft als Hilfe wahrgenommen. Die Daten-
banken der öffentlichen Entwicklungshilfeleistungen (ODA) in Kambodscha und den Philippinen beispielsweise 
enthalten beides – chinesische Entwicklungshilfekredite zu Vorzugsbedingungen und Projekte mit Exportsub-
ventionen, die nicht Teil der chinesischen Entwicklungspolitik sind. Dies lässt die chinesische Entwicklungs-
hilfe größer erscheinen, als sie tatsächlich ist, auch im Verhältnis zu den Gebern der OECD-DAC-Länder.

Wie unterschiedlich „Hilfe“ teilweise aufgefasst wird, zeigt sich an einer Kontroverse aus den ersten Monaten 
der Covid-19-Pandemie: China schickte im März 2020 Schutzkleidung nach Italien, die mit den Worten „Die 
Straße der Freundschaft kennt keine Grenzen“. beschriftet war. Während die italienische Fünf-Sterne-Bewegung 
dies als „Geschenk“ darstellte, warfen europäische und US-amerikanische Journalist:innen China vor, ein Han-
delsgeschäft als „Politik der Barmherzigkeit“ zu tarnen.63 Eine Presseerklärung von Außenminister Wang Yi zeigt 
jedoch, dass das Missverständnis wohl auf europäischer Seite lag: Wang erklärte, China werde trotz seines 
eigenen Mangels an medizinischen Gütern „medizinische Hilfe für Italien leisten und seine Bemühungen verstär-
ken, dringend benötigte Güter und Ausrüstungen zu exportieren“.64 Für China stellte der Export also Hilfe dar.

Das chinesische Konzept der Hilfe ist eher pragmatisch als wohltätig. Zwar erwartet China – explizit und 
implizit – Gegenleistung. Doch indem China den Entwicklungsländern im Unterschied zu DAC-Gebern die 
Fähigkeit zur Gegenleistung zuschreibt und seine Hilfe in die Rhetorik von „Gleichheit“, „Freundschaft“ und 
„gegenseitigem Nutzen“ einbettet, entsteht symbolisch eine Beziehung auf Augenhöhe. Diese Dimension 
findet im Westen oft nicht genügend Beachtung.
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ETHNISCHE MINDERHEITEN 
少数民族
Jerker Hellström

Kurzgefasst

Im Kontext der UN bezieht sich der Ausdruck Ethnizität im Allgemeinen auf die gemeinsame Herkunft sowie die 
gemeinsame Sprache, Bräuche und Glaubensvorstellungen einer Gruppe, kann aber dementsprechend nur 
subjektiv definiert und abgegrenzt werden.65 Der Begriff der ethnischen Minderheiten entstand mit der Schaffung 
des Nationalstaates, der auf einer konstruierten Nationalität bzw. einer ethnischen Mehrheit aufbaute. 

Die Kommunistische Partei Chinas hat die Bevölkerung in ethnische Gruppen bzw. Nationalitäten unterteilt, die 
aus 55 Minderheiten und der Mehrheit der Han (汉族), einem Konstrukt des späten 19. Jahrhunderts, bestehen. 
Bis 2021 wurden 125 Millionen Chinesen – fast neun Prozent der Bevölkerung – als Angehörige der offiziellen 
Minderheitengruppen klassifiziert, darunter beispielsweise Mongolen, Tibeter und Uiguren.66

Chinas ethnische Vielfalt und sein großes Territorium sind zum Teil auf frühere Eroberungen zurückzuführen. Da 
dieser historische Expansionismus nicht zum offiziellen Narrativ einer „friedliebenden chinesischen Zivilisation“ 
passt, behauptet die KPCh, „ein seit dem Altertum vereintes multiethnisches Land“ zu regieren.67

Analyse

Nach Gründung der Republik China im Jahr 1912 schlug ihr erster Präsident Sun Yat-sen vor, dass China aus 
einem Zusammenschluss von fünf minzu (民族, Nationalitäten bzw. ethnische Gruppen) verstanden werden 
sollte: Han, Mandschu, Mongolen, Tibeter und muslimische Gruppe der Hui. Diese Einteilung wurde bald durch 
das Konzept der zhonghua minzu (中华民族) – chinesische Nation, chinesisches Volk bzw. chinesische „Rasse“ 
– ersetzt, einer Super-Ethnie mit einer vermeintlich gemeinsamen Abstammung, die nach wie vor ein wesent-
licher Bestandteil der Rhetorik der KPCh in ethnischen Angelegenheiten ist.
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In ihren Anfangsjahren zog die Kommunistische Partei Chinas in Erwägung, den Nicht-Han-Minderheiten die 
Unabhängigkeit von China einzuräumen.68 Nach Gründung der Volksrepublik im Jahr 1949 leitete der chinesi-
sche Staat jedoch ein „Projekt zur ethnischen Klassifizierung“ in die Wege, das von Forschern als eine der 
großen Kolonisierungsmissionen des 20. Jahrhunderts bezeichnet wurde.69 Durch das Projekt wurde die 
Bevölkerung nach den Kriterien Joseph Stalins (eine gemeinsame Sprache, ein gemeinsames Territorium und 
Wirtschaftsleben und eine gemeinsame psychische Wesensart) in ethnische Gruppen eingeteilt. Die meisten 
Nationalitäten wurden in den 1950er Jahren klassifiziert. Bis 1979 stieg ihre Zahl auf 56, was nach wie vor der 
Standard ist.70 

Einige der vom chinesischen Staat offiziell anerkannten ethnischen Minderheiten sind Teil größerer Volksgrup-
pen, die hauptsächlich außerhalb der Grenzen der VR China leben, wie ethnische Kasachen, Kirgisen und 
Tadschiken. Einige ethnische Gruppen, die international stark vertreten sind, wurden dagegen nicht in die 
Liste der 55 offiziellen Minderheiten Chinas aufgenommen. Dazu gehören die Hakka (die den Han zugeordnet 
werden) und die Hmong (die zur Minderheit der Miao gezählt werden). 

Heute werden die ethnischen Minderheiten im offiziellen Diskurs zwar als besondere Gruppen, aber mit den Han 
vereint als Teil der „chinesischen Nation“ dargestellt. Der damit verbundene Herrschaftsanspruch der chinesi-
schen Regierung erstreckt sich teils über Landesgrenzen. Zum Beispiel schließt der Parteistaat auch Bürger:innen 
anderer Staaten mit chinesischer Herkunft oder Abstammung ein, sowohl Han-Chines:innen, aber auch Ange-
hörige anderer Gruppen bzw. deren Nachkommen.71 Des Weiteren zählt die chinesische Regierung auch die 
Gaoshan (高山族) in Taiwan zu den ethnischen Minderheiten der VR China. Mit diesem Sammelbegriff be-
schreibt sie 16 von der taiwanesischen Regierung offiziell anerkannte indigene Gruppen.72 China behauptet 
seinerseits, keine indigenen Völker zu haben, da es sonst seine Geschichte73 der Kolonialisierung74 anerkennen 
müsste. 

Chinas Minderheiten werden bis heute oft als primitiv und sogar minderwertig angesehen, insbesondere von 
den Han-Eliten.75 In den offiziellen Medien werden Minderheiten meist stereotyp als von der Mehrheit getrennt 
dargestellt; tanzend, singend und in traditionellen Trachten. Auch Delegierte des Nationalen Volkskongresses, 
Chinas gesetzgebender Körperschaft, die Minderheiten angehören, erscheinen grundsätzlich immer in traditio-
neller Bekleidung.76 

In der chinesischen Verfassung heißt es, dass Chinas Nationalitäten gleichberechtigt sind. Der zeitgenössische 
offizielle Diskurs beschreibt die Beziehung zwischen den Volksgruppen als so eng wie die „Kerne in einem 
Granatapfel“. Der Verfassung zufolge verfügen alle ethnischen Gruppen über „die Freiheit, ihre eigene gespro-
chene und geschriebene Sprache zu verwenden und weiterzuentwickeln und ihre eigenen Traditionen und 
Bräuche zu bewahren oder neu zu gestalten.“ 

Tatsächlich sind die ethnischen Minderheiten jedoch zunehmend den Zwängen der „zweiten Generation der Min-
derheitenpolitik“ (第二代民族政策) ausgesetzt, ein politisches Programm, dass die Schaffung einer einheitlichen 
nationalen Identität in den Vordergrund stellt und die Rechte ethnischer Minderheiter auf ihre eigene Kultur, 
Sprache und Identität massiv einschränkt. Den Minderheitengruppen fehlt es an einer nennenswerten politischen 
Beteiligung. Nur wenige Gruppen sind im Zentralkomitee vertreten, und nur selten erreichen Angehörige der 
ethnischen Minderheiten die höheren Ebenen der politischen Macht. 
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FREIE MEINUNGSÄUSSERUNG 
言论自由
David Bandurski

Kurzgefasst

In Artikel 35 der chinesischen Verfassung heißt es: „Die Bürger der Volksrepublik China genießen Rede-, Pres-
se-, Versammlungs-, Vereinigungs-, Prozessions- und Demonstrationsfreiheit.“79 Formal gesehen scheint 
diese Formulierung mit Artikel 19 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte (UDHR) übereinzustimmen, 
der lautet: „Jeder hat das Recht auf Meinungsfreiheit und freie Meinungsäußerung.“80 In der Praxis jedoch 
schränkt die regierende Kommunistische Partei Chinas die Ausübung der Meinungsfreiheit erheblich ein, 
weil sie als potenziell destabilisierend für das Regime angesehen wird. 

Damit wird im Kern die zweite Hälfte des Artikels 19 zur Meinungsfreiheit in der UDHR negiert, in der es heißt: 
„Dieses Recht schließt die Freiheit ein, Meinungen ungehindert anzuhängen sowie über Medien jeder Art und 
ohne Rücksicht auf Grenzen Informationen und Gedankengut zu suchen, zu empfangen und zu verbreiten.“ 
Die KPCh hat einen riesigen personellen und technologischen Apparat entwickelt, damit sie die Verbreitung 
von Informationen über alle Kanäle, sowohl online als auch offline, überwachen und kontrollieren kann. Dies 
bedeutet ständige, sogar in Echtzeit stattfindende Eingriffe in das Recht chinesischer Staatsbürger:innen auf 
freie Meinungsäußerung, auch außerhalb der Grenzen Chinas.

Analyse

Seit den 1980er Jahren ist die Geschichte der Medien und der Meinungsfreiheit in China vor allem eine Ge-
schichte der ständigen Bemühungen der KPCh-Führung um ein Gleichgewicht zwischen dem Gebot der 
Regimestabilität und der prioritären Ziele Reform und Entwicklung. Durch letztere ist die Gesellschaft komple-
xer und vielfältiger geworden und sucht nach Mitteln und Wegen, ihre Rechte und Interessen gegenüber 
denen der Partei durchzusetzen.
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Als nach 1978 die Reform- und Öffnungspolitik in China Einzug hielt, wurde die extreme Pressekontrolle 
während der Kulturrevolution (1966–1976), in der alle Presseinhalte von Mao Zedong dominiert wurden, neu 
bewertet. Anfang der 1980er Jahre kam verstärkt der Begriff „Nachrichtenreform“ (新闻改革) in Gebrauch, 
und es herrschte die Überzeugung vor, dass die strenge Kontrolle der Presse und Ideologie entscheidend zu 
den schmerzhaften politischen Kampagnen der vorangegangenen drei Jahrzehnte beigetragen hatten.81 Im 
Zuge dieses Reformgeistes wurde die „Freie Meinungsäußerung“ in die chinesische Verfassung von 1982 auf-
genommen.82 Obwohl die KPCh die Presse in den 1980er Jahren weiterhin kontrollierte und Journalismus 
und Verlagswesen in den Parteistaat eingebettet waren, gab es Bestrebungen, ihre Rolle neu zu bewerten. 

Dieser Reformkurs nahm mit den Ereignissen des Jahres 1989 eine dramatische Wendung: Die Zerschlagung 
der Demokratiebewegung am 4. Juni mündete unter Jiang Zemin in ein neues Regime der Sprachkontrolle 
im Rahmen einer Politik der „öffentlichen Meinungslenkung“ (舆论导向). Darin zeigte sich, dass die Führung 
einmal mehr zu der Überzeugung gelangt war, die Ideen und Meinungen der Öffentlichkeit müssten durch eine 
strenge Kontrolle der KPCh über alle Kommunikationskanäle „gelenkt“ werden, um die Stabilität des Regimes 
zu sichern und einen Zusammenbruch wie den der Sowjetunion zu verhindern. Als in den 1990er und 2000er 
Jahren die Wirtschaftsentwicklung Fahrt aufnahm und mit dem Aufkommen des Internets neue Kanäle für 
die Meinungsäußerung entstanden, erlebte China eine beispiellose Ära der Medienentwicklung. Dies führte 
zu einer beachtlichen Zunahme professioneller Medienaktivitäten und sogar zum Entstehen einer investiga-
tiven Berichterstattung.83 Der Auftrag zur „Öffentlichen Meinungslenkung“ blieb jedoch bestehen, und 
Journalist:innen und Medien wurden ständig überwacht und kontrolliert. Unterdessen entwickelte China ab Ende 
der 1990er Jahre ein umfassendes System technischer und gesetzlicher Internetkontrollen, das den Zugang 
zur Außenwelt blockiert und Inhalte im Inland zensiert und oft als „Große Feuermauer“ (great firewall) be-
zeichnet wird.84

In der Xi-Jinping-Ära wurden die Kontrollen der Presse und des Internets verschärft, da die KPCh versucht, die 
Dominanz über alle Kommunikationskanäle, einschließlich des Internets und der neuen sozialen Medien, wie-
derzugewinnen. Dies war vor allem eine Reaktion auf die Zunahme der freizügigeren Medienberichterstat-
tung sowie Engagement und Kritik der Bürger:innen im Internet seit den 2000er Jahren. In einer Rede im 
Februar 2016 bekräftigte Xi Jinping die Hoheit der KPCh über die Medien. Er betonte, die Medien müssten 
„den Beinamen ‚Partei‘“ (姓党) führen, und forderte sie zur unbedingten Treue gegenüber dem Regime auf.85 
Unter der mächtigen Cyberspace Administration of China (CAC), die 2014 direkt unter der zentralen Führung 
der KPCh gegründet wurde, wurden die Kontrollen des Internets und der sozialen Medien verschärft. Das 
Mandat zur „Lenkung der öffentlichen Meinung“ – nunmehr in gesetzlichen Leitlinien kodifiziert – wurde de 
facto auf alle Nutzer:innen ausgeweitet.86 

Angesichts der Kritik an seiner Medienkontrollpolitik beharrt China innenpolitisch darauf, dass diese Politik 
notwendig sei, um Stabilität und damit die Voraussetzung für Entwicklung zu sichern. Von behördlicher Seite 
wird oft betont, dass „freie Meinungsäußerung nicht gleich freie Meinungsäußerung ist“. Damit ist gemeint, 
dass die Meinungsäußerung im Interesse der allgemeinen Bevölkerung eingeschränkt werden muss.87 
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FRIEDEN 
和平
Jerker Hellström

Kurzgefasst

„Die Friedensliebe liegt in der DNA des chinesischen Volkes“, hat Xi Jinping, der Generalsekretär der Kommu-
nistischen Partei Chinas, wiederholt behauptet.88 Dieses Narrativ des von Natur aus harmonischen, gewalt-
freien und gütigen Volkes passt gut zur Überzeugung der Partei, dass sie moralisch stets im Recht ist. In der 
Charta der Vereinten Nationen wird der Begriff „Frieden“ zwar nicht ausdrücklich definiert, doch wird er im 
Allgemeinen als ein Zustand verstanden, in dem es keinen Krieg, keine offiziell unterstützten nicht-staatlichen 
Kampfhandlungen und keine Gewalt gibt. Der Friedensbegriff der chinesischen Führung schließt darüber 
hinaus soziale Stabilität, „Harmonie“, Entwicklung, Zusammenarbeit und gegenseitigen Nutzen ein – aber 
auch das Fehlen von Interventionismus und Kolonialismus. 

Es ist daher nicht weiter überraschend, dass die Rhetorik der KPCh häufig ihren eigenen „friedliebenden“ 
Charakter betont. Da die Partei China per definitionem als friedlich und die chinesische Nationalität (oder 
Rasse) als geradezu genetisch friedliebend charakterisiert, gibt sie sich auch verteidigungspolitisch defensiv. In 
einer Rede in Berlin im März 2014 sagte Xi, das Streben nach Frieden, Freundschaft und Harmonie sei „in-
tegraler Bestandteil des chinesischen Charakters, der tief im Blut des chinesischen Volks verwurzelt“ sei und 
„die friedliebende kulturelle Tradition der chinesischen Nation in den letzten Jahrtausenden verkörpere“.89 In 
Xis Rhetorik wird Chinas Friedensliebe mit Faktoren erklärt, die mit der chinesischen Ethnie, Tradition und 
Geschichte zusammenhängen.

Analyse

Mao Zedong vertrat zwar dieselbe Ansicht, lieferte aber eine rein ideologische Erklärung. Mao zufolge wollen 
alle sozialistischen Länder einschließlich Chinas Frieden; „die einzigen, die sich nach Krieg sehnen und keinen 
Frieden wollen, sind bestimmte kapitalistisch-monopolistische Gruppen in einer Handvoll imperialistischer 
Länder, die für ihre Gewinne auf Aggression angewiesen sind.“ 90 
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In dem 2011 veröffentlichten Weißbuch der Regierung mit dem Titel „Chinas friedliche Entwicklung“ wird 
erläutert, die Basis für Chinas Friedensliebe seien die Lehren, die das Land aus seiner Geschichte gezogen 
habe: „Das chinesische Volk hat aus seinen leidvollen Erfahrungen mit Krieg und Armut in der Neuzeit gelernt, 
wie wertvoll Frieden ist und wie dringend notwendig Entwicklung ist.“ Daher beteilige sich China „niemals an 
Aggression oder Expansion, strebe niemals nach Hegemonie und bleibe eine entschlossene Kraft zur Auf-
rechterhaltung von Frieden und Stabilität in der Region und der Welt.“ 91 

In dem Weißbuch wird betont, wie wichtig die Wahrung der sozialen Stabilität sei, die eng mit Chinas Vorstellung 
von Frieden verknüpft ist und zu den Kernzielen der KPCh gehört. Somit könnten auch auf die Unterdrückung 
friedlicher Protestbewegungen oder gewaltsamer sozialer Unruhen „Friedenssicherung“ sein. Das chinesi-
sche Regime betrachtet Frieden und Stabilität als seine Legitimationsgrundlage und verfolgte deshalb die 
„Farbrevolutionen“ in Georgien, der Ukraine und Kirgisistan in den 2000er Jahren mit großer Sorge.92 „Friedens-
sicherung“ bedeutet in diesem Kontext sowohl den Schutz des Regimes vor der eigenen Bevölkerung als 
auch den Schutz der herrschenden Partei vor tatsächlich oder vermeintlich feindlichen ausländischen Kräften.93 
Diese Bedenken erklären auch, warum China im Rahmen seines allumfassenden Sicherheitsapparats in 
Technologien zur Massenüberwachung investiert. 

In dem Weißbuch von 2011 wird als übergeordnetes Ziel von Chinas Streben nach „friedlicher Entwicklung“ 
außerdem „Modernisierung und gemeinschaftlicher Wohlstand“ genannt. In seinen Anfang 2020 erschienenen 
„Gedanken zur Diplomatie“ unterstreicht Xi Jinping, dass China „auf dem Weg der friedlichen Entwicklung 
auf der Grundlage von gegenseitigem Respekt, Zusammenarbeit und gegenseitigem Nutzen beharrt“.94

Die „friedliche Wiedervereinigung“ (和平统一) Chinas ist zudem ein Euphemismus für die Eingliederung Taiwans 
in die Volksrepublik, wobei impliziert wird, dass die Wiedervereinigung auch auf nicht friedlichem Wege er-
folgen könnte, d. h. durch eine militärische Einnahme Taiwans. Tatsächlich hat China zu verstehen gegeben, 
es sei zum Krieg bereit, falls sich an dem jetzigen Status quo, in dem Taiwan de facto (aber nicht de jure) ein 
unabhängiger Staat ist, etwas ändere. Mit der Verabschiedung des „Anti-Sezessions-Gesetzes“ im Jahr 2005 
stellte China klar, dass es „nicht-friedliche Mittel (...) einsetzen wird, um Chinas Souveränität und territoriale 
Integrität zu schützen“, sollten „sezessionistische Kräfte (...) die Abspaltung Taiwans von China bewirken“ 
oder „die Möglichkeiten für eine friedliche Wiedervereinigung vollständig ausgeschöpft sein“.95 

Unterdessen behauptet die KPCh weiterhin, „der Frieden liegt in der chinesischen DNA“, ihre Verteidigungs-
politik sei „defensiver Natur“ und China stelle „keine militärische Bedrohung für irgendein anderes Land“ dar. 
In dieser Logik ist Taiwan aus Sicht der KPCh kein anderes Land, sondern integraler Bestandteil des Territo-
riums der VR China. Das von der chinesischen Regierung proklamierte Festhalten an dem „Grundsatz, an-
dere nicht anzugreifen, es sei denn, sie wird selbst angegriffen“, beruht also auch auf der Definition dessen, 
was ein „Angriff“ ist.96 
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GESCHICHTE 
历史
David Bandurski

Kurzgefasst

Die Beschäftigung mit der Geschichte beeinflusst das menschliche Handeln, so eine weltweit verbreitete 
Vorstellung davon, was Geschichte ist. Selbst in China muten George Santayanas berühmte Worte „Wer sich 
nicht an die Vergangenheit erinnern kann, ist dazu verdammt, sie zu wiederholen“, wahrhaftig an.97 In weiten 
Teilen der Welt ist die permanente Neuinterpretation und Instrumentalisierung der Geschichte Realität, wenn 
auch in sehr verschiedenen Ausprägungen. 1938 wurde unter Stalin in der Sowjetunion das Gebot zur „korrek-
ten“ Geschichtsschreibung festgesetzt.98 Die Kommunistische Partei Chinas betrachtet in dieser Tradition die 
Gestaltung der Geschichte seit langem als ein wichtiges Mittel zur Rechtfertigung und Verteidigung der Legiti-
mität ihres Regimes. Unter Xi Jinping hat sich seit Ende 2012 die Betonung der offiziellen Geschichtsauffas-
sung der Partei als Quelle von Macht und Legitimität noch verstärkt. 

Analyse

Seit ihren Anfängen in den 1920er Jahren vertritt die Kommunistische Partei Chinas ein materialistisches 
Geschichtsbild,99 sprich eine Doktrin des linearen historischen Fortschritts, der durch Klassenkampf voran-
getrieben wird. Mit Hilfe dieser sozialistischen Geschichtsschreibung etablierte sich Mao Zedong in den 
1940er Jahren als Chinas Revolutionsführer. In den folgenden Jahrzehnten legitimierte diese Geschichtsauf-
fassung die KPCh als revolutionäre und herrschende Partei. Im ersten offiziellen Beschluss der KPCh zur 
Geschichte fasste Mao Zedong 1945 die wichtigsten politischen Lehren seit der Gründung der Partei im Jahr 
1921 zusammen. Der Beschluss folgte auf Maos erfolgreiche Säuberung seiner politischen Opposition und 
kritisierte den vermeintlichen Schaden, den der „Opportunismus unter dem Deckmantel linker Gesinnung“ 
im vorangegangenen Jahrzehnt angerichtet habe. Der Beschluss bekräftigte Maos Vormachtstellung formell 
und legte damit den Grundstein für die katastrophalen Ereignisse der Kulturrevolution – einem Jahrzehnt, in 
dem Chinas historisches kulturelles Erbe in hohem Maße zerstört wurde.
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Nach Maos Tod schlug die KPCh in der Ära der Reform und Öffnung einen neuen Weg ein. Es bedurfte eines 
neuen Konsenses zur Geschichte, um einerseits die Fehler und Rückschläge der Ära Maos zu erklären und 
andererseits die Legitimität der Reformagenda zu untermauern. Die 1981 unter Deng Xiaoping verabschie-
dete Resolution über einige Fragen in unserer Parteigeschichte seit Gründung der Volksrepublik China (关于
建国以来党的若干历史问题的决议)100 war Ausdruck das Wandels. Die Resolution bekräftigte das Reformpro-
jekt und thematisierte „Fehler in Theorie und Praxis“ der Kulturrevolution, ohne dabei Maos revolutionäre 
Rolle zu untergraben. Man beharrte darauf, dass Maos „Beiträge zur chinesischen Revolution seine Fehler 
bei weitem überwiegen.“ 101 

Ähnlich verhält es sich mit dem dritten Leitdokument der KPCh zur Geschichte, nämlich der Resolution des 
Zentralkomitees der KP Chinas über die großen Erfolge und historischen Erfahrungen des hundertjährigen 
Kampfes der Partei (中共中央关于党的百年奋斗重大成就和历史经验的决议) vom November 2021, welche 
eine neue Richtung für die KPCh vorgab und ihren Herrschaftsanspruch unter der Führung Xi Jinpings be-
kräftigte. Dieser Beschluss, der Xi zum Vorkämpfer und charismatischen Führer einer „Neuen Ära des Sozia-
lismus mit chinesischen Prägung” (中国特色社会主义新时代) werden ließ, zementierte seine Macht und sein 
Erbe. Xis „Neue Ära“, die einen Zeitraum von weniger als einem Zehntel der 100-jährigen Geschichte der 
KPCh umfasst, machte mehr als die Hälfte des Beschlusstextes aus. 

Unter Xi Jinping hat die KPCh ihren Fokus auf die revolutionäre Geschichte der Partei geschärft und nutzt sie 
als Legitimationsquelle. In den offiziellen Medien spricht sie von „roten Genen“ (红色基因) und stellt den 
„revolutionären Geist“ und die Geschichte der Partei als politisches und kulturelles Erbe des chinesischen 
Volkes dar.102 Sie hat sogar versucht, ihr revolutionäres Erbe mit Kampagnen gegen „historischen Nihilismus“103 
und mit Gesetzen gegen die Diffamierung von Helden zu schützen.104 Dies richtet sich gegen jedwede Bestre-
bungen, die offizielle Geschichtsschreibung der Partei in Frage zu stellen. Unter Xi Jinping wurde die „heraus-
ragende traditionelle Kultur“ Chinas wieder in den Mittelpunkt gerückt, was sich insbesondere in Xis Konzept 
des „chinesischen Traums“ von einer „großen Renaissance des chinesischen Volkes“ aus dem Jahr 2012 
widerspiegelt. In dieser Vorstellung wird postuliert, dass China nach über einem Jahrhundert der Demütigung 
durch den Westen ins Zentrum der Weltbühne zurückkehrt – eine Stellung, die die chinesische Zivilisation 
laut der KPCh-Geschichtsschreibung während eines Großteils ihrer eigenen Geschichte innehatte.105
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GUTE REGIERUNGSFÜHRUNG 
善治
Katja Drinhausen

Kurzgefasst

Der Begriff „Gute Regierungsführung“ (善治) wurde erstmals 2014 in einem hochrangigen Parteidokument 
erwähnt.106 Heute ist er fest im politischen Sprachgebrauch verankert. Im Diskurs von Partei und Staat liegt 
der Schwerpunkt auf der effizienten Bereitstellung öffentlicher Dienstleistungen, der Bekämpfung von Kor-
ruption und Machtmissbrauch innerhalb der KPCh und der Etablierung einer rechtsbasierten Regierungsführung, 
d. h. der Verankerung von Strategien und Maßnahmen in Gesetzen und Vorschriften. Dabei geht es in erster 
Linie um die Steigerung des Wohlstands und den Schutz kollektiver Rechte – allem voran der öffentlichen 
Ordnung und Sicherheit –, und weniger um die institutionalisierte politische Beteiligung unabhängiger nicht-
staatlicher Akteure und Bürger:innen. 

Gesetze und Vorschriften, die die individuellen Freiheiten stark einschränken sowie verstärkte digitale Über-
wachung, werden seitens der chinesischen Regierung regelmäßig als gute Regierungsführung bezeichnet. 
Dies unterscheidet sich deutlich von den weiter gefassten Definitionen guter Regierungsführung der UN und 
der EU, die Faktoren wie Effizienz, Rechenschaftspflicht, Transparenz, Inklusivität, Rechtsstaatlichkeit, Bür-
gerbeteiligung und den Schutz sozialer Minderheiten beinhalten.107 Die Regelwerke der UN und der EU sehen 
ausdrücklich eine enge Zusammenarbeit mit nichtstaatlichen Akteur:innen vor und räumen dem Schutz der 
Menschenrechte – einschließlich der bürgerlichen und politischen Rechte – einen hohen Stellenwert ein.

Analyse

Die Verwendung des Begriffs „Gute Regierungsführung“ im offiziellen chinesischen Diskurs begann in den 
frühen 2000er Jahren im Zuge der weltweiten Diskussionen über „good governance“. Während der Begriff im 
Rahmen der Vereinten Nationen auf den Schutz der Bürgerrechte, die Beteiligung der Öffentlichkeit und die 
Einbeziehung nichtstaatlicher Akteure in alle öffentlichen Angelegenheiten ausgedehnt wurde, kritisieren par-
teinahe Wissenschaftler:innen und staatliche Vertreter in China diesen „allumfassenden“ Ansatz und plädie-
ren dafür, an der ursprünglichen verwaltungswissenschaftlichen Definition des Begriffs festzuhalten.108 
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Es geht also in erster Linie um effiziente Regierungsführung, Eindämmung von Korruption und Machtmiss-
brauch und Stärkung des Rechts- und Regulierungsrahmens, und weniger darum, Bürger:innen und nicht-
staatlichen Akteur:innen institutionalisierte Mitspracherechte einzuräumen. Das Hauptaugenmerk liegt eher auf 
dem materiellen Nutzen für die einzelnen Bürger:innen und darauf, dass sie Fortschritt und individuelle Ver-
besserungen (获得感) als etwas wahrnehmen, was der Staat ihnen gewährt.109 Vor allem im Kontext der 
COVID-19-Pandemie wurde das chinesische Regierungssystem als tragfähige und letztlich überlegene Al-
ternative propagiert, also als ein System, das öffentliche Güter wie Sicherheit und Gesundheit gewährleistet 
und nicht durch die Fokussierung auf individuelle Rechte und Interessen eingeschränkt wird. 

Dass die Output-Legitimation im Vordergrund steht, spiegelt sich auch in den Begrifflichkeiten wider (良政善治). 
Das am häufigsten verwendete Wort shanzhi (善治) könnte besser mit „wohlwollendes“ Regieren übersetzt 
werden. Der Begriff stammt aus der traditionellen politischen Philosophie und wird von der politischen Füh-
rung in Kontinuität zu den chinesischen Denkschulen verstanden.110 Der Begriff lianzheng (廉政), der oft syn-
onym oder in Verbindung mit shanzhi verwendet wird, konnotiert speziell eine unbestechliche oder „saubere“ 
Staatsführung.

Diese enge Auslegung steht damit im Einklang mit dem politisch-ideologischen Diskurs der KPCh, der die 
2018 in der chinesischen Verfassung verankerte Vorherrschaft der Partei betont. Im Vordergrund steht die 
Aufgabe und der Anspruch der KPCh, das Land gut zu regieren. Als zentrale Erfolgsindikatoren gelten öffent-
liche Ordnung, soziale Stabilität – d. h. das Ausbleiben von Protesten – und wirtschaftliches Wachstum. Der 
hohe Stellenwert der Gemeingüter öffentliche Ordnung und Sicherheit zeigt, dass selbst Gesetze, die die bür-
gerlichen Freiheiten stark einschränken, als wichtige Säulen einer guten Regierungsführung angesehen wer-
den. So wurden beispielsweise die Einführung des Nationales Sicherheitsgesetzes in Hongkong und die 
Zwangsmaßnahmen zur Umerziehung in Xinjiang als wichtige Schritte auf dem Weg zur guten Regierungs-
führung begrüßt, obwohl sie im Widerspruch zu internationalen Menschenrechtsnormen stehen.111 

Das Konzept der Guten Regierungsführung ist auch eng mit neuen Initiativen zur verstärkten Nutzung digi-
taler Technologien verknüpft. Xi Jinping wirbt für das neue Konzept der „smart governance“. Dies beinhaltet 
eine engmaschige, digital gestützte Überwachung und rigide Steuerung sowohl der eigenen Parteiränge, als 
auch von öffentlichen Einrichtungen, Unternehmen und Bürger:innen.112 Der Schwerpunkt der Bestrebungen 
zur „Modernisierung der Regierungsführung“ liegt auf einer technokratischen, datengestützten Kontrolle unter 
zentraler Führung und Aufsicht der KPCh. Die Aufsichtsfunktion soll nicht mit nichtstaatlichen Akteure:innen 
oder den Medien geteilt werden. Dieses Modell wird als bessere und effektivere Alternative zum Politikansatz 
des Westens dargestellt, bei dem Rechtsstaatlichkeit und die Kontrolle der Staatsgewalt durch Gewaltenteilung 
und Pressefreiheit im Mittelpunkt stehen.113
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INTERNATIONALES RECHT 
国际法
Malin Oud

Kurzgefasst

Das Völkerrecht bezeichnet die Gesamtheit der Regeln und Grundsätze, die Beziehungen zwischen Staaten 
und anderen internationalen Akteuren regeln. Es basiert auf Verträgen und dem Völkergewohnheitsrecht, das 
sich über etwa vierhundert Jahre zurückverfolgen lässt und ständig weiter entwickelt. In erster Linie verlangt 
das Völkerrecht die Achtung der Souveränität und Gleichheit der Staaten. Staaten haben generell das Recht, 
Vorschläge für neue internationale Rechtsnormen anzunehmen oder abzulehnen. Seit der Verabschiedung der 
UN-Charta im Jahr 1945 ist das Völkerrecht weit über dieses Grundkonzept hinausgewachsen. Heute umfasst 
es das Verbot der Gewaltanwendung gegen andere Staaten, die Menschenrechte und das humanitäre Recht, 
sowie die Rechenschaft für internationale Verbrechen wie Völkermord und Verbrechen gegen die Menschlich-
keit. Durch neue Anliegen entstehen zudem neue Bereiche und Normen des Völkerrechts, wie das Weltraum-
recht, die Internet-Governance und das Umweltrecht.

Nach chinesischem Verständnis sind die Kernprinzipien des Völkerrechts staatliche Souveränität, Nicht-
Aggression und Nichteinmischung in innere Angelegenheiten.114 China betrachtet das liberale Nachkriegs-
modell des Völkerrechts, das seit den 1990er Jahren vorherrschend ist, primär als Instrument westlicher 
Hegemonie und Interventionismus. Seit 2015 vertritt China auf der internationalen Bühne das Konzept einer 
„Gemeinschaft mit geteilter Zukunft für die Menschheit“ (人类命运共同体) und betont dabei „gemeinsame“ 
statt universelle Werte. Dies wird als ein inklusiveres, demokratischeres und faireres Modell als das derzeiti-
ge internationale System dargestellt. 

Analyse

Die VR China nahm 1971 ihren Sitz als „einzige legitime Vertreterin Chinas bei den Vereinten Nationen“ ein. 115 
Bis zum Beginn der Reform- und Öffnungspolitik in 1978 war China jedoch weitgehend ein Außenseiter im 
internationalen Rechtssystem. Erst nach dem Ende der Kulturrevolution kam es zu einer Abkehr vom ideo-
logischen Kampf gegen den kapitalistischen Westen. Die Volksrepublik wurde zu einer aktiven Teilhaberin in 
wichtigen internationalen Organisationen und Rahmenwerken. China trat den wichtigsten Verträgen über 
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Handel und Investitionen, Staatlichkeit und Territorium sowie Menschenrechte bei. Chinas Umgang mit dem 
Völkerrecht ist dabei jedoch auch instrumentell und selektiv. Es nutzt Regeln, die für die eigene Entwicklung 
vorteilhaft sind, und meidet oder umgeht Regeln, die ihm Nachteile bringen könnten.116 Ein prominentes 
Beispiel ist Chinas Beharren auf seinem Status als „Entwicklungsland“ in der Welthandelsorganisation (WTO) 
und seine unilaterale Durchsetzung von Gebietsansprüchen im Südchinesischen Meer. 

China strebt nicht danach, das etablierte, auf die Vereinten Nationen ausgerichtete internationale System zu 
ersetzen. Stattdessen ist die chinesische Führung bemüht, diejenigen Teile des internationalen Rechts umzu-
gestalten, die mit ihren nationalen Interessen in Konflikt stehen.117 Seit Deng Xiaopings erster Rede vor der 
UN im Jahr 1974 ist China bestrebt, sich als ein friedliches Entwicklungsland und eine verantwortungsbewus-
ste Großmacht ohne hegemoniale Absichten dazustellen. Dies wird dem Westen und seiner langen Historie 
von Imperialismus und Eigennutz in der Schaffung internationaler Regelwerke vorgeworfen.118 

In diesem Narrativ wird die Volksrepublik als die wahre Hüterin des Völkerrechts präsentiert. So argumentiert die 
Führung beispielsweise, dass sie „die Autorität und Würde des Völkerrechts nicht verletzt, sondern aufrecht-
erhält“, wenn sie die Entscheidung eines internationalen Schiedsgerichts von 2016 über konkurrierende 
Gebietsansprüche zwischen der VR China und den Philippinen im Südchinesischen Meer nicht anerkennt.119 
UN-Bewertungen der Menschenrechtslage in Hongkong und Xinjiang werden regelmäßig als „Einmischung in 
die inneren Angelegenheiten Chinas“ und als vom Westen orchestrierte „Hetzkampagnen“ abgetan.120 

In der letzten Dekade hat sich China unter der Führung von Xi Jinping in der UN von passivem Mitspieler zu 
einem aufstrebenden Gestalter internationaler Normen entwickelt. Angesichts der unsicheren Aussichten für 
die globale Wirtschaft und demokratischen Aufständen in anderen Teilen der Welt macht sich der Parteistaat 
zunehmend Sorgen um Regimestabilität. In seiner Außenkommunikation hat er begonnen, für das chinesi-
sche Regierungsmodell zu werben.121 Dieses zeichnet sich durch eine Verbindung des Engagements für eine 
global integrierte Wirtschaftsordnung mit der Bekräftigung eines starken Staates ohne liberal-demokratische 
Kontrollen aus. Xis Vision der internationalen Ordnung betont dabei die staatliche Souveränität, die Nichtein-
mischung und die „Win-Win-Kooperation“ auf der Grundlage der „gemeinsamen Werte Frieden, Entwick-
lung, Fairness, Gerechtigkeit, Demokratie und Freiheit“.122 Betrachtet man das offizielle Verständnis dieser 
Begriffe, strebt China damit die Rückkehr zu einer Konzeption des Völkerrechts aus der Zeit vor dem Zweiten 
Weltkrieg an, wonach die staatliche Souveränität über den Menschenrechten steht. 

In dem Maße, wie China wirtschaftlich und politisch an Gewicht gewinnt, wächst auch sein Bestreben, die 
Wirkkraft seiner nationalen Gesetzgebung auszuweiten, internationale Normen zu prägen und seine Juris-
diktion im Ausland durchzusetzen.123 So wurde beispielsweise das Übereinkommen der Shanghaier Organi-
sation für Zusammenarbeit über die Bekämpfung von Terrorismus, Separatismus und Extremismus aus dem 
Jahr 2003 genutzt, um „Sicherheitsbedrohungen“ in Xinjiang und Hongkong zu bekämpfen und auf Chinas 
Verlangen Verdächtige und Dissidenten auszuliefern.124 Vor diesem Hintergrund hat Xis Projekt, eine „auslands-
bezogene Rechtsstaatlichkeit“ (涉外法治) und ein „Rechtssystem mit extraterritorialer Geltung“ zu schaffen, 
weitreichende Implikationen für die Zukunft des internationalen Rechts.
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JOURNALISMUS
新闻学
David Bandurski

Kurzgefasst

Journalismus ist definiert als „die Tätigkeit des Beschaffens, Beurteilens, Erstellens und der Präsentation 
von Nachrichten und Informationen“125 und gilt als entscheidend für den Schutz des Rechts auf Meinungs-
freiheit und freie Meinungsäußerung.126 In einem Bericht des Menschenrechtsrats der Vereinten Nationen aus 
dem Jahr 2012 wird betont, dass der Journalismus für die Ausübung des Rechts der Bürgerinnen und Bürger, 
„sich Informationen zu beschaffen und zu erhalten“, von zentraler Bedeutung ist. In den vergangenen zehn 
Jahren hat die KPCh diesem Verständnis von Journalismus ausdrücklich widersprochen und vertritt statt-
dessen die marxistische Sichtweise des Journalismus.127 

Danach stehen die Interessen der Kommunistischen Partei im Mittelpunkt der Pressetätigkeit. Dies verlangt 
von den Journalisten, dass sie eine „korrekte politische Richtung“ einhalten und „positive Meinungsmache“ 
betreiben.128 Die jüngste kategorische Ablehnung eines Journalismus im öffentlichen Interesse verdrängt je-
doch bewusst die Komplexität der Rolle des Journalismus in der jahrhundertelangen Geschichte der Partei. Ein 
kritischer Blick offenbart konkurrierende Ansichten über die Rolle der Presse und des Journalismus, die die 
aktuelle Propaganda konterkarieren, nach der „die westliche Vorstellung von Journalismus“ im grundsätzlichen 
Widerspruch zur chinesischen steht.

Analyse

Die neuere politische Geschichte Chinas geht mit einer langen Tradition des professionellen Journalismus ein-
her, der den heutigen Ansprüchen der KPCh an den Journalismus als Instrument der Parteiherrschaft gegen-
übersteht. Als Mao Zedong in den 1940er Jahren an die Macht kam, griff er das Gedankengut Lenins auf.129 
In einer berühmten Rede über die Künste 1942 bekräftigte er die Notwendigkeit des „Parteigeistes“ (党性), 
einer Übersetzung des russischen Wortes partiinost, was so viel bedeutet wie Befolgung der politischen 
Richtung der KPCh. 
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Trotz dieser maoistisch geprägten Orthodoxie waren die Ansichten über die Rolle des Journalismus inner-
halb der KPCh differenzierter. Im April 1950, wenige Monate nach Gründung der Volksrepublik China, wur-
den die Zeitungen und Zeitschriften in einem Beschluss dazu aufgefordert, „die Volksmassen“ frei von staat-
lichen Eingriffen „in eine regelmäßige und systematische Aufsicht einzubinden“.130 Dieser Gedanke war indes 
nur von kurzer Dauer. Berichte über Parteiverschulden verunsicherten die Führung, und im Juli 1954 gab ein 
neuer Beschluss Funktionären im Namen des „Parteigeistes“ umfassendere Kontrollmöglichkeiten der Medien.131 
Während der kurzen Hundert-Blumen-Bewegung von 1956–57 wetterten Journalist:innen gegen die Ein-
schränkungen, viele wurden jedoch von der darauffolgenden Anti-Rechts-Bewegung verfolgt.

1979, nicht lange nachdem China nach der Kulturrevolution die Reform- und Öffnungspolitik eingeleitet hatte, 
veröffentlichte die wichtigste Kommunikationszeitschrift des Landes den vollen Wortlaut des ursprünglichen 
Beschlusses von 1950 über die Presseaufsicht erneut.132 In dem Begleitkommentar stellten die Autoren fest, 
dass die Presse „eine wichtige Rolle“ bei der „Nachrichtenreform“ spielen könnte und erwähnte Ziele wie eine 
weniger steife Schreibweise und sogar die Aufdeckung offizieller Korruption. Es gab damals lebhafte Debatten, 
so zwischen dem liberalen Chefredakteur der Volkszeitung, Hu Jiwei, mit seiner Auffassung, dass Zeitungen im 
Sinne des öffentlichen Interesses agieren und so den „Volksgeist“ verkörpern, und dem linksgerichteten 
Beamten Hu Qiaomu, der auf die Überlegenheit des „Parteigeistes“ drängte.133 Der Debatte wurde mit der 
brutalen Niederschlagung der Demokratiebewegung durch die Partei im Jahr 1989 ein Riegel vorgeschoben, 
da die liberale Pressepolitik für die Proteste mitverantwortlich gemacht wurde.

Auch wenn der Kontrollanspruch in den 1990er und 2000er Jahren unter dem parteipolitischen Konzept der 
„öffentlichen Meinungslenkung“134 fortbestand, schufen der Wandel des Wirtschaftssystems, die Kommer-
zialisierung der Medien und das Aufkommen des Internets Möglichkeiten für Journalist:innen, ihre professio-
nelle Rolle stärker wahrzunehmen. In diese Zeit fällt das Aufkommen der investigativen Berichterstattung, die 
der Ministerpräsident des Landes im Oktober 1998 als „Spiegel der Regierung“ bezeichnete.135 Da der Parteistaat 
es nicht schaffte, Machtmissbrauch unter Kontrolle zu bringen, wandten sich die Bürger:innen häufig an 
Journalist:innen als Quelle der Gerechtigkeit. Auch der sogenannte „Bürgerjournalismus“ etablierte sich als 
eigenständige Informationsquelle.136 

Seit Xi Jinpings Machtübernahme Ende 2012 gab es eine dramatische Rückwärtsbewegung bei den Fort-
schritten im Journalismus. Zu den Einschränkungen auf höchster Ebene im Jahr 2013 gehörte die Ablehnung 
dessen, was die KPCh als „die westliche Vorstellung von Journalismus“ bezeichnete, da dies als direkte 
Kampfansage an die Kontrolle der Partei über die Medien und das Verlagswesen angesehen wurde.137 Seitdem 
verficht die Partei die marxistische Sicht des Journalismus, indem sie die Werte des chinesischen Journalismus 
strikt denen des abstrahiert dargestellten Westens gegenüberstellt und die Notwendigkeit der Verbreitung 
„positiver Energie“ in der Berichterstattung betont. Nicht nur Journalist:innen, sondern alle vernetzten Bürge-
rinnen sind dazu verpflichtet, sich als Verfechter des Ansehens der Partei und der Nation bzw. des Staates zu 
betätigen.138 

In seiner ersten großen Rede zur Medienpolitik im Februar 2016 verlautbarte Xi Jinping, dass die Medien „den 
Beinamen Partei tragen müssen“ – eine Anspielung auf die Worte Nachname bzw. Geist, da diese im Chine-
sischen gleich klingen. Dies ist ein klares Echo früherer autoritärer Interpretationen im Sinne von Maos „Par-
teigeist“.139 In seiner Rede ging Xi sogar noch weiter, indem er behauptete, dass der Begriff „Volksgeist“ – 
eine Anspielung auf die liberale Strömung im Journalismus – ohnehin „immer derselbe gewesen sei“ wie der 
„Parteigeist“. Medien ist zwar vorgeschrieben, „die Partei zu lieben, die Partei zu schützen und der Partei zu 
dienen“. Aber da die Partei per Eigendefinition im Namen des Volkes kämpft, ist jede journalistische Arbeit 
ohnehin „Journalismus im öffentlichen Interesse“.140 
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KOOPERATION
合作
Marina Rudyak

Kurzgefasst

„Eine neue Art von internationalen Beziehungen aufbauen, bei denen die Win-Win-Kooperation im Vorder-
grund steht“ – das ist der Kern von Xi Jinpings diplomatischem Denken.141 Die „Win-Win-Kooperation“ (合作
共赢) zum gegenseitigen Nutzen wird als Alternative zur vorherrschenden „alten“ (d. h. westlich dominierten) 
Art von internationalen Beziehungen präsentiert, die nach Ansicht chinesischer Spitzendiplomat:innen von einer 
Mentalität des Kalten Krieges und einer konfrontativen Nullsummenspiel-Logik geprägt ist.

Die chinesische Regierung vertritt die Auffassung, dass Kooperation die „kulturelle Vielfalt von Entwicklungs-
pfaden“ respektieren sollte. Internationale Angelegenheiten sollen durch eine „politische Koordination“ gestal-
tet werden, die auf gemeinsamen, geteilten Interessen aufbaut. Zusammenarbeit sollte „für beide Seiten von 
Nutzen“ sein und zur „gemeinsamen Entwicklung“ beitragen.

Während im Diskurs der Vereinten Nationen Kooperation ein Mittel zur Verwirklichung eines bestehenden 
gemeinsamen Zieles ist, wird sie im heutigen politischen Denken Chinas als Möglichkeit verstanden, ge-
meinsame Interessen zu entdecken und „freundschaftliche Beziehungen“ aufzubauen, die auf dem Prinzip der 
„Suche nach Gemeinsamkeiten unter Wahrung der Unterschiede“ beruhen. Die Entwicklung gemeinsamer 
Interessen wird intern als Schlüssel zur „Beseitigung der Hindernisse für Chinas friedliche Entwicklung in der 
Welt“ gesehen.

Analyse

Dass die Kooperation zwischen Staaten freundschaftlich und für beide Seiten von Nutzen sein und die gemein-
same Entwicklung fördern sollte, ist seit der Gründung der Volksrepublik ein zentrales Narrativ des außenpo-
litischen Diskurses in der VR China. Diese Rhetorik der Solidarität ist nicht spezifisch chinesisch, sondern 
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Teil des Diskurses des Globalen Südens. In China ist sie jedoch in besonderer Weise mit dem Gedanken von 
Relationalität und Reziprozität verknüpft. Laut dem chinesischen Experten für Internationale Beziehungen Qin 
Yaqing wird Kooperation im politischen Denken Chinas als ein Instrument verstanden, „gemeinsame Interes-
sen“ zu finden, um relationale Macht zu erlangen. Diese wiederum beruht auf der Macht menschlicher Bezie-
hungen.142 Deshalb spielt die Gipfeldiplomatie – etwa das Forum für chinesisch-afrikanische Zusammenar-
beit (FOCAC), die Gipfeltreffen der Shanghaier Organisation für Zusammenarbeit (SOZ) oder die verschiede-
nen BRI-Foren – eine zentrale Rolle in der chinesischen Außenpolitik. 

Dahinter steht die Annahme, dass gemeinsame Interessen immer vorhanden sind. Sie müssen lediglich gefun-
den werden. Eine „pragmatische Zusammenarbeit“ ist daher grundsätzlich immer möglich. Hinter der Rhe-
torik vom gegenseitigen Nutzen – insbesondere im Kontext der „freundschaftlichen Zusammenarbeit“ mit 
Ländern des Globalen Südens in Form von Entwicklungshilfe oder Krediten – steht die Überzeugung, dass die 
Empfänger im Gegenzug politische Unterstützung leisten werden, indem sie zum Beispiel Taiwan politisch nicht 
anerkennen oder in den Vereinten Nationen mit China stimmen. Aufrufe zur „Stärkung der internationalen 
Zusammenarbeit“ gehen oft mit der Forderung nach einer Stärkung des „Multilateralismus“ einher (多边主义).

Darüber hinaus kann sich der chinesische Begriff für „Zusammenarbeit“, hezuo (合作), auf nahezu jede Art von 
Transaktion oder Interaktion zwischen zwei oder mehreren Parteien beziehen, was ihn zum wohl am häufig-
sten falsch übersetzten und missverstandenen Begriff in den chinesisch-westlichen Beziehungen macht. Die 
Beteiligung an „internationaler Zusammenarbeit“ ist für chinesische Staatsunternehmen gleichbedeutend 
mit Außenhandel und Investitionen. Die „Abteilungen für internationale Zusammenarbeit“ in den Ministerien 
befassen sich hauptsächlich mit Protokoll- und Zeremonialfragen, betreiben Kontaktpflege und veranstalten 
Konferenzen. Bei den „Internationalen Kooperationszentren“ in den chinesischen Provinzen handelt es sich 
meist um Organisationen zur Förderung des Exporthandels. Im Rahmen von COVID-19 bezog sich die „prag
matische Zusammenarbeit im Gesundheitsbereich“ mit Frankreich auf den Verkauf von Masken und Beat-
mungsgeräten.

Der Ausdruck „solidarische Zusammenarbeit“ hingegen wurde von Xi Jinping häufig bemüht, um Chinas 
Unterstützung für den Globalen Süden zu betonen und der Kritik an Chinas anfänglicher Vertuschung der Pan-
demie entgegenzutreten. Die „kulturelle Zusammenarbeit“ soll „gegenseitige“ Wertschätzung, Verständnis 
und Respekt fördern, was im staatlichen Kontext zu den Bemühungen gehört, „Chinas Geschichte gut zu er-
zählen“ (讲好中国故事). „Kulturelle Zusammenarbeit“ kann aber auch bedeuten, afrikanische Dörfer mit Digi-
talfernsehern auszustatten oder gemeinsame Fernsehsender aufzubauen. Chinas „internationale Entwick-
lungszusammenarbeit“ umfasst sowohl Entwicklungshilfe als auch kommerzielle Kredite im Rahmen der BRI. 
Sie soll helfen die „Gemeinschaft mit geteilter Zukunft für die Menschheit“ (人类命运共同体) aufzubauen und 
somit dazu beitragen, die chinesische Vision des Multilateralismus zu verwirklichen.
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KULTUR
文化
David Bandurski

Kurzgefasst

Die UNESCO definiert Kultur im weitesten Sinne als „die Gesamtheit der charakteristischen geistigen, materi-
ellen, intellektuellen und emotionalen Merkmale einer Gesellschaft oder einer sozialen Gruppe, zu denen nicht 
nur Kunst und Literatur, sondern auch Lebensstile, Formen des Zusammenlebens, Wertesysteme, Traditionen 
und religiöse Überzeugungen gehören“.143 

Für die Kommunistische Partei Chinas ist Kultur jedoch in erster Linie etwas zutiefst Politisches – eine von 
mehreren „Fronten“ im Kampf der Partei gegen ihre inneren und äußeren Feinde und Kritiker:innen.144 In seiner 
Rede vor dem Yan‘an-Forum für Literatur und Kunst erklärte Mao Zedong 1942, dass „Kunst und Literatur der 
Politik folgen müssen“.145 Die chinesische Kulturindustrie nahm in der Reform- und Öffnungsperiode nach 
Maos Tod eine rasante Entwicklung, doch die Partei besteht weiterhin auf ihrem politisch-kulturellen Füh-
rungsanspruch. 

Unter der Führung von Xi Jinping wird der Kultur seit Ende 2012 wieder politische Priorität eingeräumt, wobei 
Begriffe wie „Aufbau [Chinas] als Kulturmacht“ (建成文化强国), Gewährleistung „kultureller Sicherheit“ (文化安全) 
und Mobilisierung gegen die „kulturelle Hegemonie“ der USA und des Westens im Vordergrund stehen.146 

Kultur ist ein Mittel, um die Macht und Legitimität der Partei zu stärken und die KPCh gegen Bedrohungen ihrer 
Legitimität auf der ganzen Welt zu verteidigen.

Analyse

Chinas Verhältnis zur Kultur war fast über die gesamte Moderne hinweg von Widersprüchen geprägt. Während 
der Bewegung für eine neue Kultur in den 1920er Jahren versuchte eine neue Generation von Gelehrten, 
Schriftsteller:innen und Aktivist:innen, sich vom Einfluss des traditionellen konfuzianischen Gedankenguts zu 
lösen, das sie für Chinas Schwäche verantwortlich machten, und auf der Grundlage westlicher Ideale von 
Wissenschaft und Demokratie eine neue Gesellschaft aufzubauen. Doch auch wenn China auf den Westen 
schaute, waren die Vorstellungen von Kultur eng mit den Erfahrungen des Imperialismus seit der Mitte des 
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18. Jahrhunderts verknüpft. In einem einflussreichen, im Zuge der Vierte Mai Bewegung verfassten Artikel von 
1923 wurde vor der „kulturellen Invasion“ gewarnt. Diese Invasion wurde als die letzte der vier Heimsuchun-
gen Chinas durch den westlichen Imperialismus charakterisiert.147 

In seiner Rede vor dem Yan‘an-Forum für Literatur und Kunst im Jahr 1942 sprach Mao bekanntlich von der 
Macht „der Feder und der Waffe“ und von der großen Bedeutung der kulturellen wie auch der militärischen 
Front.148 Während der Kulturrevolution (1966–1976) unternahmen fanatische Gruppen so genannter Rotgar-
disten einen landesweiten Feldzug der Kulturzerstörung, um die „Vier alten Übel“ – veraltete Denkweisen, 
Gewohnheiten und Bräuche und eine veraltete Kultur – zu zerschlagen. Dies war der Auftakt mehrerer auf-
einanderfolgender Zerstörungswellen, die sich über ein Jahrzehnt hinzogen und unsägliche kulturelle und 
menschliche Verluste mit sich brachten. 

Mit dem Ende der Kulturrevolution setzte sich zunehmend die Erkenntnis durch, dass die politischen Exzesse 
des vorangegangenen Jahrzehnts zum großen Teil darauf zurückzuführen waren, dass Mao Zedong als Führer 
des Landes bestimmte, welche kulturellen und politischen Botschaften vermittelt wurden. Die relative Aufge-
schlossenheit der 1980er Jahre führte zu einem „Kulturfieber“ und zu mehr Kreativität und Wahrheitssuche in 
Medien und Kunst.149 Diese Entwicklung fand mit der gewaltsamen Niederschlagung der pro-demokratischen 
Demonstrationen in China im Juni 1989 ein dramatisches Ende. 

Die KPCh konzentrierte sich seither darauf, die politische Kontrolle der Partei über die Kultur und die Medien 
aufrechtzuerhalten und parallel die wirtschaftliche Entwicklung und „eine Kultur des Sozialismus chinesischer 
Prägung“ zu fördern.150 1997 wurde erstmals der Gedanke formuliert, dass Kultur „ein wichtiger Indikator der 
umfassenden nationalen Macht“ (综合国力的重要标志) sei.151 Ein Jahrzehnt später begann China – wenngleich 
mit mäßigem Erfolg – der öffentlichen Diplomatie und der Entwicklung von „Soft Power“ Priorität einzuräumen 
und startete eine weltweite Medienoffensive, in deren Rahmen die Regierung schätzungsweise 45 Milliarden 
Yuan für den Ausbau der Staatsmedien im Ausland ausgab.152

Unter Xi Jinping zählt seit 2012 die chinesische Kultur als umfassende nationale Machtressource zu den wich-
tigsten Prioritäten der Führung. Xi Jinping spricht von der Notwendigkeit, „das kulturelle Selbstvertrauen zu 
stärken und eine sozialistische Kulturmacht aufzubauen“ (坚定文化自信，建设社会主义文化强国).153 Die chi-
nesische Führung und die staatlichen Medien sehen in der globalen kulturellen Stärke Chinas und ihrer Fähig-
keit, Kritik einzudämmen und „Chinas Geschichte richtig zu erzählen“, ein entscheidendes Mittel, um „die west-
liche kulturelle Hegemonie zu durchbrechen“ (打破西方文化霸权) und das „ungleiche Verhältnis“ zwischen China 
und dem Westen zu verändern.154

Diese Interpretation von Kultur und ihrem politischen Wert ist eng mit der nationalistischen Vorstellung der 
Xi-Ära vom „chinesischen Traum“ der „großen Renaissance der chinesischen Nation“ verbunden. Im Bericht 
an den 19. Parteitag der KPCh im Jahr 2017 sagte Xi Jinping: „Ohne ein hohes Maß an kulturellem Vertrauen, 
ohne eine glorreiche und blühende Kultur kann es keine große Renaissance der chinesischen Nation ge-
ben.“156
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MENSCHENRECHTE
人权
Malin Oud

Kurzgefasst

Menschenrechte sind Rechte, die allen Menschen zustehen, „ohne irgendeinen Unterschied, etwa aufgrund 
rassistischer Zuschreibungen, nach Hautfarbe, Geschlecht, Sprache, Religion, politischer oder sonstiger Über-
zeugung, nationaler oder sozialer Herkunft, Vermögen, Geburt oder sonstigem Stand.“ Die Allgemeine Erklärung 
der Menschenrechte (UDHR) wurde 1948 als „das von allen Völkern und Nationen zu erreichende gemeinsame 
Ideal“ angenommen.157 Die internationalen Menschenrechtsbestimmungen verpflichten die Staaten dazu, in 
bestimmter Weise zu handeln oder bestimmte Handlungen zu unterlassen, um Menschenrechte und Grund-
freiheiten von Einzelpersonen oder Gruppen zu fördern, zu schützen und einzuhalten.

Als die in der UDHR aufgeführten Rechte als rechtsverbindliche Instrumente kodifiziert wurden, teilte man sie aus 
politischen Gründen in zwei separate Pakte auf: den Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte 
(ICCPR) und den Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (ICESCR). Die VR 
China hat den Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte ratifiziert, nicht aber den 
Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte. Die chinesische Führung ist der Auffassung, dass 
Souveränität und Nichteinmischung über den universellen Menschenrechten stehen. Stattdessen erachtet China 
die Menschenrechte als „innere Angelegenheit“ eines Landes und nicht als ein legitimes Anliegen der internatio-
nalen Gemeinschaft. China vertritt damit eine staatszentrierte und relativistische Auffassung von Menschen-
rechten „chinesischer Prägung“, nach der Stabilität, Harmonie, Existenzsicherung und wirtschaftliche Entwick-
lung Vorrang haben, insbesondere vor den bürgerlichen und politischen Rechten.158
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Analyse

1991 veröffentlichte China sein erstes Weißbuch zu Menschenrechten.159 Mit der Veröffentlichung dieses Do-
kuments reagierte China auf die internationale Kritik am Vorgehen der Regierung gegen die Demonstrant:innen 
auf dem Platz des Himmlischen Friedens im Jahr 1989. Im Weißbuch heißt es, dass China auf Grund seiner 
eigenen nationalen und historischen Gegebenheiten ein anderes Verständnis von Menschenrechten als der 
Westen hat. 

Dennoch markierte das Weißbuch einen Wandel in der Regierungspolitik, nämlich eine Abkehr von der katego-
rischen Ablehnung der Menschenrechte als „bürgerlichem“ Konzept und eine Hinwendung zu einer teilweisen 
und zögerlichen Akzeptanz der internationalen Menschenrechtsstandards und -grundsätze. China hat sechs 
der neun grundlegenden Menschenrechtskonventionen ratifiziert. Zugleich hat es aber stets behauptet, das 
„Recht auf Existenzsicherung“ (生存权, ein Recht, das in den internationalen Menschenrechtsvorschriften 
nicht vorkommt) und das Recht auf Entwicklung (发展权) seien die „wichtigsten Menschenrechte“. Auf der 
Weltkonferenz über Menschenrechte, die am Ende des Kalten Krieges 1993 in Wien mit dem Ziel stattfand, 
die Universalität und Unteilbarkeit aller Menschenrechte zu bekräftigen, erklärte China:

„Menschenrechte zu schützen und zu achten bedeutet für sehr viele Entwicklungsländer in erster Linie, zu 
gewährleisten, dass das Recht auf Existenzsicherung und Entwicklung uneingeschränkt umgesetzt werden 
kann. Das Argument, Menschenrechte seien die Voraussetzung für Entwicklung, ist nicht haltbar. Wenn 
Armut und Mangel an angemessener Nahrung und Kleidung an der Tagesordnung und die Grundbedürfnis-
se der Menschen nicht gewährleistet sind, sollte der wirtschaftlichen Entwicklung Vorrang eingeräumt 
werden. Andernfalls braucht man nicht über Menschenrechte zu sprechen.“ 160 

Mit der weltweiten Finanzkrise im Jahr 2008 ist das Vertrauen in „das chinesische Modell“ gewachsen. Gleich-
zeitig lösten die so genannten Farben-Revolutionen, die zu Beginn der 2000er Jahre in einer Reihe von Län-
dern stattgefunden hatten, in Peking ein zunehmendes Gefühl der Bedrohung von außen aus. 2013 forderte das 
Zentralkomitee der Kommunistischen Partei Chinas in einer Verlautbarung, die Partei müsse verstärkt die 
Führung und Lenkung auf dem „ideologische Schlachtfeld“ übernehmen. In dem Dokument, das gemeinhin als 
Dokument Nr. 9 bezeichnet wird, wird vor sieben Gefahren gewarnt, die die Kommunistische Partei zu unter-
graben drohen, darunter das Werben für universelle Werte.161 

In den vergangenen zehn Jahren ist Peking in seinem Umgang mit der internationalen Menschenrechtsordnung 
von einer defensiven Haltung zu einer eher proaktiven Strategie übergegangen. China ist zu einem aktiven 
internationalen Akteur in der Normensetzung geworden, der versucht, die „westliche Hegemonie im Bereich 
der Menschenrechte zu brechen“ (打破西方人权霸权) und die „internationale Menschenrechtspolitik“ zu ver-
ändern.162 In einer Reihe von vielbeachteten Reden auf dem Weltwirtschaftsforum in Davos und bei den Verein-
ten Nationen in Genf und New York 2017 stellte Xi Jinping das Konzept einer „Schicksalsgemeinschaft der 
Menschheit“ (人类命运共同体) vor. Dabei handelt es sich um die Vision einer Weltordnung, die die Souveränität, 
den Respekt für unterschiedliche politische Systeme und eine „Win-Win-Kooperation“ (合作共赢) zwischen 
den Staaten in den Mittelpunkt rückt.163 

2017 fand das Konzept einer „Schicksalgemeinschaft der Menschheit“ (heute oft übersetzt mit: „Gemeinschaft 
mit geteilter Zukunft“) Eingang in eine vom UN-Menschenrechtsrat verabschiedete Resolution mit dem Titel 
„Beitrag zur Entwicklung der Verwirklichung aller Menschenrechte“.164 Im Juni 2020 verabschiedete der Rat 
eine von China unterstützte Resolution mit dem Titel „Förderung der beiderseitig vorteilhaften Zusammenarbeit 
im Bereich der Menschenrechte“, in der eine internationale Menschenrechtsordnung befürwortet wird, die auf 
der Zusammenarbeit zwischen Staaten und nicht auf der Rechenschaftspflicht und den Rechten des Einzel-
nen beruht.165
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MODERNISIERUNG
现代化
Marina Rudyak

Kurzgefasst

Nach einer weltweit geteilten Auffassung ist die Moderne eng mit dem Fortschritt verbunden. Modernisierung 
bezeichnet den Entwicklungsprozess von einer „vormodernen“ oder „traditionellen“ zu einer „modernen“ Ge-
sellschaft. Im westlichen Denken wird die Modernisierung nicht nur mit technischem Fortschritt, sondern 
auch mit Säkularisierung, Demokratisierung und der Förderung der Menschenrechte in Verbindung gebracht. 
Sie ist eng mit den Ideen der Aufklärung und der Rationalität verknüpft.

Der Gedanke, dass Modernisierung nicht „Verwestlichung“ bedeutet, ist schon lange vor der Kommunistischen 
Partei Chinas (KPCh) entstanden. „Chinesisches als Substanz, westliches für die Praxis“ (中体西用) war der 
Slogan chinesischer reformorientierter Intellektueller nach der Niederlage in den Opiumkriegen. Dieser Ansatz 
wurde von der KPCh übernommen, deren Führer betonten, dass China keine „Modernisierung nach westli-
chem Vorbild“, sondern eine „Modernisierung im chinesischen Stil“ (中国式现代化) anstreben werde. Eine, die 
die Industrie, die Landwirtschaft, die Armee sowie Wissenschaft und Technologie modernisiert – aber keine 
politische Liberalisierung oder Demokratie beinhaltet. Letzteres hat, nach Ansicht der KPCh, zu sozialen Kon-
flikten in den westlichen Gesellschaften geführt – ein Schicksal, vor dem China nur durch die Führung der KPCh 
und eine sozialistische Modernisierung bewahrt werden könne (社会主义现代化).166 

Analyse

Li Shulei, der einst die Propagandaabteilung der KPCh leitete, beschrieb die Modernisierung als etwas, das 
China zunächst vom Westen aufgezwungen, dann aber zu einer inneren Notwendigkeit wurde.167 Diese Ansicht 
ist tief im historischen Gedächtnis Chinas verankert. Seit der Niederlage gegen die technisch überlegenen 
Nationen Großbritannien und Japan im 19. Jahrhundert wurde technologische Modernisierung als der Weg 
für China gesehen, Rückständigkeit und nationale Demütigung zu überwinden. Über den Kampf für nationale 
Selbstbestimmung war Modernisierung zudem eng mit dem Antiimperialismus verknüpft. 
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Sun Yat-sen, der als der „Vater des modernen China“ gilt, vertrat in den Drei Prinzipien des Volkes (1911) die 
Auffassung, dass die Steigerung der „Volkswohlfahrt“ (民生) durch wirtschaftliche und industrielle Entwick-
lungsprogramme Voraussetzung für den Aufbau einer „Volksgemeinschaft“ (民族主义) und die Verwirklichung 
der nationalen „Selbstbestimmung“ (自决权) sei.168 Bis heute beanspruchen sowohl die KPCh als auch die 
Guomindang (KMT, heute eine der Regierungsparteien in Taiwan) das geistige Erbe Sun Yat-sens für sich. In 
Suns Fußstapfen sahen Chen Duxiu und Li Dazhao, die 1921 die KPCh gründeten, die Modernisierung als 
Kernstück des antiimperialen und antikolonialen Kampfes und als Mittel zur Verbesserung der Lebensgrund-
lagen der Menschen sowie zum Ausbau der Kapazitäten für eine unabhängige Entwicklung. 

Überdies verbanden die frühen Kommunisten Chinas Modernisierungsbestrebungen mit denen anderer armer 
Länder: Liu Shaoqi erklärte 1945, dass der von China eingeschlagene Pfad wegweisend sein würde für süd-
ostasiatischen Länder, die sich in einer ähnlichen Situation befänden.169 Später wurde das Modernisierungs-
bestreben Chinas durch seine Auslandshilfe auf andere Länder ausgedehnt. 

Beginnend mit Mao Zedong machten die Führer der KPCh deutlich, dass China eine „sozialistische Moderni-
sierung“ anstreben würde. In der Mao-Ära bedeutete das, dem Beispiel der Sowjetunion folgend die Industrie, 
Landwirtschaft, Verteidigung sowie Wissenschaft und Technologie zu modernisieren. Der „Große Sprung nach 
vorn“ war Maos Versuch, die Umwandlung der chinesischen Wirtschaft von einem Agrar- zu einem Industrie-
staat zu beschleunigen – was in einer landesweiten Hungersnot endete. 

Die „Vier Modernisierungen“ in Industrie, Landwirtschaft, Verteidigung sowie Wissenschaft und Technologie 
wurden in Folge zum Kernstück von Deng Xiaopings Reform- und Öffnungspolitik. Gegenüber dem Westen 
argumentierte Deng: „Unsere vier Modernisierungen sind vier Modernisierungen im chinesischen Stil“.170 Dazu 
gehörten die „sozialistische Marktwirtschaft“ mit einer Kombination aus staatlichen Elementen und der Privat-
wirtschaft, der Einsatz ausländischer Technologie und politische Experimente. Die Forderungen nach einer 
„Fünften Modernisierung“, die von der Demokratiemauer-Bewegung um Wei Jingshan vorgebracht wurden, 
lehnte Deng jedoch ab: Demokratie im liberalen Sinne. 

Xi Jinping hat die Modernisierung im chinesischen Stil als Weg zur „großen Renaissance der chinesischen Nation“ 
bezeichnet, die China bis zum 100-jährigen Bestehen der Volksrepublik im Jahr 2049 erreichen will.171 Ein 
Meilenstein auf diesem Weg ist es, bis 2035 „gemeinsamen Wohlstand“ zu erlangen und ein Land mit mittlerem 
Einkommen zu werden. Im Jahr 2022 wurde auf dem 20. Parteitag das Ziel der „Modernisierung im chinesi-
schen Stil“ in die Parteiverfassung aufgenommen.

Der Modernisierungsdiskurs der Partei in der Xi-Ära hat einen tiefen moralischen Unterton: Es wird postuliert, 
dass China im Gegensatz zum „alten Weg der kapitalzentrierten, polarisierenden und expansionistischen west-
lichen Modernisierung“ eine bessere, „volkszentrierte Entwicklung“ verfolge und Chinas „Gesamtprozess-
Demokratie“ für die Modernisierung besser geeignet sei als die liberale Demokratie.172 Unter Verweis auf Sun 
Yat-sens Vision der Modernisierung erklärte Xi Jinping 2020, dass China auf seinem Modernisierungspfad 
weit über das hinausgekommen sei, was Sun sich vorgestellt habe – und nur die KPCh sei in der Lage ge-
wesen, dies zu erreichen.173 Liberale Stimmen warnen jedoch davor, dass das Primat der Ideologie vor der 
Wirtschaft bei Xis Modernisierung im chinesischen Stil die Räume für politische Innovationen geschlossen hat, 
die den Erfolgsweg der chinesischen Modernisierung überhaupt erst ermöglicht haben.174 
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MULTILATERALISMUS
多边主义 
Marina Rudyak

Kurzgefasst

Im Kontext der Vereinten Nationen bezeichnet „Multilateralismus“ üblicherweise ein koordiniertes diplomati-
sches Zusammenwirken von drei oder mehr Staaten (oder anderen Akteuren), das im Rahmen internationaler 
Organisationen und in Übereinstimmung mit deren Regeln erfolgt. Häufig wird „Multilateralismus“ synonym für 
„multilaterale Ordnung“ verwendet, womit vor allem die Ordnung gemeint ist, die sich nach dem Zweiten Welt-
krieg herausgebildet hat und Organisationen wie die Vereinten Nationen, NATO, Weltbank, IWF und EU um-
fasst. So bildet der „Multilateralismus“ die Quelle für die Regeln und Standards der internationalen Zusam-
menarbeit (wie die Agenda 2030 mit ihren 17 Zielen für nachhaltige Entwicklung und das Pariser Klimaabkom-
men), während die „multilaterale Ordnung“ im Wesentlichen die liberale Weltordnung bezeichnet. 

Die chinesische Regierung hebt insbesondere in ihrer englischsprachigen Kommunikation häufig Chinas Enga-
gement für den „Multilateralismus“ hervor. Als Beispiel führt sie die Neue Seidenstraße (Belt and Road Initiative, 
BRI) an und erklärt, dass „mehr als 160 Länder und internationale Organisationen BRI-Kooperationsdokumen-
te mit China unterzeichnet haben“.175 Allerdings kritisiert Chinas Führung das bestehende regelbasierte multila-
terale System, vor allem nach Innen. Es sei nicht „fair und gerecht“, sondern schütze „die Eigeninteressen einer 
bestimmten Gruppe“.176 Die Neue Seidenstraße wird dagegen als alternativer, auf „gemeinsamen Konsultatio-
nen“ beruhender „Multilateralismus chinesischer Prägung“ dargestellt, bei dem die Zusammenarbeit mit ande-
ren Ländern nicht auf allgemein verbindlichen Regeln für die internationale Zusammenarbeit fußt, sondern 
auf bilateralen Vereinbarungen. Chinas Vision des Multilateralismus ist also eher ein „Multi-Bilateralismus“.
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Analyse

Nach seinem Amtsantritt im Jahr 2013 leitete Xi Jinping eine außenpolitische Hinwendung zu einer proaktiveren 
„Großmachtdiplomatie“ ein, deren sichtbarster Ausdruck die BRI ist. Das ursprünglich auf eine engere Zusam-
menarbeit mit den Nachbarländern ausgerichtete Projekt wurde rasch zu einer global ausgerichteten Initiative 
ausgeweitet. In der englischsprachigen Kommunikation betonen die chinesische Führung und die KPCh-Ver-
treter immer wieder, dass China ein „Verfechter des Multilateralismus“ sei und „am Multilateralismus festhal-
ten“ werde oder dass China sich verpflichtet habe, „den Multilateralismus aufrechtzuerhalten“. 

Für Xi Jinping besteht das Ziel des Multilateralismus darin, eine „Schicksalsgemeinschaft der Menschheit“  
(人类命运共同体, heute oft übersetzt mit: „Gemeinschaft mit geteilter Zukunft“) aufzubauen. Dementsprechend 
sollte der Multilateralismus „nicht nach alter Manier die engen Eigeninteressen einer Gruppe sichern“.177 Eine 
in diesem Zusammenhang oft gefällte Aussage ist, dass „internationale Regeln von allen Ländern gemeinsam 
verfasst werden sollten“ – was impliziert, dass das derzeitige multilaterale System ungerecht sei und die beste-
henden Regeln umgeschrieben werden müssten. Die chinesischen Staatsmedien bezeichnen diesen Ansatz 
als „Xiplomatie“ (习式外交).

Im Oktober 2019 erschien in der KPCh-Zeitschrift Study Times (学习时报) ein Artikel mit dem Titel „Mit Xi 
Jinping-Gedankengut für den Multilateralismus chinesischer Prägung werben“, der von der Abteilung für poli-
tische Planung des Außenministeriums verfasst wurde. Darin heißt es, dass „internationale Angelegenheiten 
von allen Ländern durch Konsultationen, nach von allen Ländern vereinbarten Regeln und unter Berücksichti-
gung der legitimen Interessen und berechtigten Anliegen aller Länder behandelt werden sollten“.178 Darüber 
hinaus hob das Außenministerium hervor, dass die Wurzeln dieser Auffassung von Multilateralismus bis in die 
Frühlings- und Herbstperiode der chinesischen Antike (770-476 v. Chr.) zurückreichen: „Im alten China gab es 
große Ereignisse wie die Treffen von Kuiqiu und Zhangye, die die traditionelle politische Kultur der Suche nach 
Gemeinsamkeiten bei gleichzeitiger Wahrung der Unterschiede, der Einhaltung von Verträgen und Versprechen 
sowie der Zusammenarbeit durch Konsultation widerspiegelten“.

In seinem Bericht an den 19. Nationalen Volkskongress beschrieb Xi Jinping seine Vision des Multilateralismus 
als „Dialog ohne Konfrontation, Partnerschaft ohne Allianzen“ (对话而不对抗、结伴而不结盟), und deutete 
damit an, dass China allgemein verbindliche Regeln für die internationale Zusammenarbeit ablehnt, sich aber 
mit anderen Ländern in bilateralen Konsultationen austauschen wird.179 Ein jüngeres Beispiel dafür ist der Ver-
such der G20, sich auf eine multilaterale Lösung für den Schuldenerlass für die von der COVID-19-Pandemie 
betroffenen Länder Afrikas zu einigen. China erklärte, dass es multilaterale Ansätze unterstützt, die einkom-
mensschwachen Ländern helfen sollen, angemessen auf Überschuldungsrisiken zu reagieren, und dass es 
bereit sei, mit den betroffenen Ländern über bilaterale Kanäle zu kommunizieren.180
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NATION 
国家
Jerker Hellström

Kurzgefasst

Unter „Nation“ versteht man in der Regel eine Gemeinschaft von Menschen, die in einem bestimmten Gebiet 
oder Land leben und sich durch eine eigene Regierung, Sprache, Geschichte und Traditionen auszeichnen. 

Die chinesische Sprache unterscheidet nicht zwischen Nation, Land und Staat und verwendet diese Begriffe 
bei der Übersetzung des Worts guojia (国家) austauschbar. Der Begriff „chinesische Nation“ bezieht sich 
entweder im engeren Sinne auf die 1949 gegründete Volksrepublik (VR) China und auf die historischen Reiche, 
die verschiedene Teile des Territoriums kontrollierten, das die VR China heute für sich beansprucht, oder im 
weiteren Sinne auf den Begriff einer chinesischen Super-Ethnie, Zhonghua minzu (中华民族). Letzteres ist ein 
Sammelbegriff des Parteistaates, der sowohl alle Bürger:innen der VR China als auch die chinesische Diaspo-
ra umfasst.181 

Die chinesischen Begriffe, die zin der Außenkommunikation oft einheitlich mit „Nation“ übersetzt werden, sind 
mit Vorstellungen wie Ethnizität und Zivilisation verbunden. Da das offizielle Narrativ die chinesische Nation 
mit dem von der Kommunistischen Partei Chinas (KPCh) geführten Staat gleichsetzt, beinhaltet Patriotismus 
– die Liebe zur Nation (爱国) – die Liebe zur Kommunistischen Partei und die Loyalität gegenüber dem von 
der Partei kontrollierten Staat.182 

Analyse

Die Grenzen des modernen Nationalstaates werden durch die Staatsbürgerschaft festgelegt. Im offiziellen 
und populären Diskurs Chinas wird die Zugehörigkeit einer Person zur chinesischen Nation jedoch in erster 
Linie durch ihre Ethnizität bestimmt. Alle Personen mit mindestens teilweiser han-chinesischer Abstam-
mung, egal ob sie Staatsbürger:innen der VR China sind oder ausländische Staatsangehörige, werden vom 
chinesischen Staat als Teil der chinesischen Nation betrachtet.183 Diese Auffassung hat potenzielle Auswir-
kungen für alle Personen mit chinesischen Vorfahren, einschließlich einer Diaspora von nicht weniger als 60 
Millionen Menschen.184	
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Der chinesische Staat teilt die Diaspora der „chinesischen Nation“ in drei Hauptgruppen ein: Staatsangehörige 
der VR China, die sich im Ausland aufhalten (huaqiao), im Ausland eingebürgerte „Chines:innen“ (huaren) und 
Menschen mit chinesischer Abstammung, die im Ausland geboren sind (huayi).185 Diese drei Gruppen umfas-
sen nur Han-Chines:innen im Ausland. Es gibt Überlegungen eine vierte Kategorie, „shaoshu minzu huaqiao 
huaren“, für chinesische ethnische Minderheit im Ausland einzuführen, die Nicht-Han mit Wurzeln aus der VR 
China umfassen soll.

Die chinesische Führung erwartet von diesen „Söhnen und Töchtern Chinas“, einschließlich der „chinesischen 
Landsleute im Ausland”186 einen Beitrag zur Wahrung der nationalen Interessen, wie der Verwirklichung des 
„chinesischen Traums von der großen Renaissance der chinesischen Nation“ (中华民族伟大复兴的中国梦). Der 
2012 von KPCh-Generalsekretär Xi Jinping offiziell eingeführte Slogan ist ein Euphemismus für die Stärkung 
des chinesischen Parteistaats. 

Nach offizieller Darstellung ist die chinesische Nation der einzige „zivilisatorische Staat“ (文明型国家) der Welt.187 
Gemeint ist damit, dass das Gebiet, in dem die chinesische Bevölkerung beheimatet ist, einzigartig ist im 
Hinblick auf seine antike Geschichte, territoriale Ausdehnung und technologische Entwicklung.188 Nach Pe-
kings Interpretation beruht die chinesische Nation auf einer etwa fünftausend Jahre alten Zivilisation.189 Um 
ihre Version der chinesischen Geschichte zu untermauern, hat die chinesische Regierung ein wissenschaft-
liches Projekt zur Erforschung der chinesischen Zivilisation initiiert.190

Der Parteistaat erhebt Anspruch darauf, die chinesische Nation zu vertreten. Damit vereinnahmt das chinesi-
sche Regime nicht nur die Bürger:innen anderer Staaten und die Geschichte antiker Reiche. Der Begriff der 
„nationalen Souveränität und territorialen Integrität“ (国家主权和领土完整) umfasst auch Gebiete, die sich au-
ßerhalb der administrativen Kontrolle der KPCh befinden, wie z. B. Taiwan. Vor der Gründung der VR China 
schloss die kommunistische Bewegung Taiwan hingegen ausdrücklich aus dem chinesischen Staatsgebiet aus.191 

Das war auch in der Verfassung der Nationalregierung der Republik China aus dem Jahr 1912 der Fall.192

Der offizielle Name der chinesischen Nation im territorialen Sinn ist China (中国, Zhongguo) oder die Volks-
republik China (中华人民共和国). Wenn China als dalu (das Festland, 大陆) oder neidi (Binnenland, 内地) be-
zeichnet wird, bedeutet dies implizit, dass China und Taiwan Teil derselben Nation sind. Taiwanes:innen spre-
chen daher von „China“ (Zhongguo), dann im Allgemeinen mit der Konnotation, dass es sich um ein von Taiwan 
getrenntes Land handelt. 
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ÖFFENTLICHE DIPLOMATIE
公共外交 
David Bandurski

Kurzgefasst

Der Begriff der „öffentlichen Diplomatie“ umfasst im weitesten Sinne die von Regierungen betriebene Pflege 
der öffentlichen Wahrnehmung in anderen Ländern und Bemühungen der interkulturellen Kommunikation. 
Aufgekommen in der Moderne der 1960er Jahre, sollte er eine Trennlinie ziehen zwischen der internationalen 
Öffentlichkeitsarbeit der Regierung und dem anrüchigen Begriff der Propaganda. In jüngerer Zeit hat sich die Idee 
einer „neuen öffentlichen Diplomatie“ herausgebildet, die auch die Aktivitäten nichtstaatlicher Akteur:innen, 
einschließlich der NGO, beinhaltet. 

In China ging der Trend in der Reformperiode und insbesondere seit den 1990er Jahren ebenfalls dahin, die 
internationale Öffentlichkeitsarbeit von der sogenannten Außenpropaganda abzugrenzen, die seit der Grün-
dung der Volksrepublik China eine wichtige Stütze der Kommunistischen Partei Chinas ist. Seit 2013 jedoch 
haben die Rezentralisierung der Macht der KPCh unter Xi Jinping und eine erneute Hinwendung zur ideologi-
schen Konformität die externe Propaganda wieder in den Fokus gerückt, und zwar aus der Überzeugung 
heraus, dass staatliche Medien und sogar quasi-private Akteure international daran arbeiten sollten, „Chinas 
Geschichte richtig zu erzählen“ (讲好中国故事) und damit die für „umfassende nationale Macht“ (综合国力) 
so zentrale „internationale Diskursmacht“ (国际话语权) des Landes zu stärken.

Analyse

Im Januar 1991 gründete China, das nach der Niederschlagung der pro-demokratischen Proteste vom 4. Juni 
1989 noch immer mit Sanktionen der EU und der USA belegt war, das Presseamt des Staatsrats. Die Aufgabe 
dieser Regierungsstelle besteht darin, „dem Ausland China zu erklären“.193 Chinesische Expert:innen sehen 
in dieser institutionellen Veränderung ein Abrücken vom Einfluss der so genannten „Außenpropaganda“ und 
eine Hinwendung zu einem „Konzept der modernen öffentlichen Diplomatie“.194 Die Zentrale Propagandaabtei-
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lung der KPCh versuchte damit einmal mehr, ihren Informationsaktivitäten ein neues Image zu geben. Sie über-
schneidet sich faktisch mit dem Presseamt: die Propagandaabteilung ist vor allem für interne Mendienkontrol-
le zuständig und das Presseamt für externe Kommunikation. Sie veröffentlichte zu diesem Zweck eine Ver-
lautbarung, nach der in der offiziellen englischen Übersetzung der Abteilung das Wort „Propaganda“ (宣传) 
formell in „Öffentlichkeitsarbeit“ (public relations) geändert wurde.195

Die ambivalente Doppelfunktion dieser beiden Stellen kann als Symbol für die Spannung gesehen werden, die 
in China zwischen „Außenpropaganda“ im Sinne einer rigideren, von der Partei kontrollierten Vermittlung von 
Botschaften einerseits und dem weiter gefassten Begriff der „öffentlichen Diplomatie“ andererseits besteht, mit 
dem die Notwendigkeit einer flexibleren und glaubwürdigeren Interaktion mit der ausländischen Öffentlich-
keit gemeint ist.

Ende 2007 fand der von Joseph Nye geprägte Begriff „Soft Power“ auch in den offiziellen politischen Diskurs der 
VR China Eingang.196 Als China sich 2008 auf die Ausrichtung der Olympischen Spiele in Peking vorbereitete, 
die es als historische Chance verstand, seine Entwicklung der Welt zu präsentieren und seine „Soft Power“ 
zu stärken, sah das Land sich mit einer Welle der Kritik wegen seiner Menschenrechtsverletzungen konfrontiert. 
Dementsprechend konzentrierte sich der offizielle Parteidiskurs vor allem darauf, Chinas eher schwache 
„Diskursmacht“ gegenüber dem „sanften Druck“ der „parteiischen“ westlichen Medien hervorzuheben. Hu 
Jintao sprach von „kultureller Soft Power“ und dem zu vergrößernden Einfluss der traditionellen chinesischen 
Kultur als einer Schlüsselkomponente der „umfassenden nationalen Macht“, die für die Wahrung der globalen 
Interessen der KPCh unerlässlich sei. 

Chinas 2009 initiierte „Going-out“-Strategie sah vor Milliarden von Dollar in die Expansion chinesischer Medien 
im Ausland zu investieren, wobei sich diese Bemühungen ausschließlich auf parteistaatliche Medien konzen-
trierten und die dynamischeren chinesischen Wirtschaftsmedien außen vor blieben. Bereits 2012 wurden die 
inländischen Medien und der nichtstaatliche Austausch in China von der Partei viel stärker kontrolliert, und die 
zentralisierte Koordinierung durch die KPCh ist nach wie vor das Modell für die öffentliche Diplomatie.

Seit 2013 ist die Rolle der Partei in der öffentlichen Diplomatie stärker ausgeprägt als je zuvor in der Reformära. 
In einer Rede auf der nationalen Konferenz zur Propaganda- und Ideologiearbeit am 19. August griff Xi Jinping 
das alte Modell der „Außenpropaganda“ auf und skizzierte sein Programm für die internationale Kommunikati-
on: „[Wir] müssen sorgfältig und korrekt Außenpropaganda betreiben, die Methoden der Außenpropaganda 
erneuern, hart daran arbeiten, neue Konzepte, neue Kategorien und neue Ausdrücke zu schaffen, die das 
Chinesische und das Fremde zusammenführen, Chinas Geschichte richtig erzählen und Chinas Stimme richtig 
vermitteln.“197 

Das Konzept „Chinas Geschichte richtig erzählen“ hat inzwischen eine Schlüsselfunktion in der öffentlichen Di-
plomatie übernommen und stellt die Führungsrolle der Partei in den Mittelpunkt. Im Rahmen dieses Konzepts 
soll Chinas öffentliche Diplomatie oder Außenpropaganda, die über den staatlichen Mischkonzern China Media 
Group und andere Kanäle betrieben werden, in erster Linie „eine internationale öffentliche Meinungslandschaft 
schaffen, die Chinas Entwicklung“ unter der Führung der Partei positiv gegenübersteht.
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RECHT AUF PRIVATSPHÄRE 
隐私权
Katja Drinhausen

Kurzgefasst

Das Recht auf Privatsphäre bezeichnet im Kern die Freiheit von Einmischung in das Privatleben, die Unverletz-
lichkeit der Wohnung und das Briefgeheimnis.198 UN- und EU-Normen machen deutlich, dass das Recht auf 
Privatsphäre die Freiheit von willkürlicher und massenhafter Überwachung einschließt.199 Das digitale Zeitalter 
birgt neue Herausforderungen für den Schutz der Privatsphäre, da sowohl Staaten als auch Konzerne große 
Mengen an Daten sammeln und analysieren. Der Schutz der Privatsphäre ist daher eng mit dem Schutz perso-
nenbezogener Daten verknüpft, für die z. B. die Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und nationale Rechts-
vorschriften neue Rahmenbedingungen schaffen.

Die Artikel 39 und 40 der chinesischen Verfassung untersagen ebenfalls die rechtswidrige Durchsuchung und 
Eindringen in die Wohnung und Korrespondenz der chinesischen Bürger:innen.200 Der rechtliche Schutz per-
sonenbezogener Daten in China wurde in den letzten Jahren erheblich ausgeweitet. Doch während sich die 
Debatte und Gesetzgebung in liberalen Demokratien traditionell auf den Schutz vor dem Staat konzentrieren, liegt 
der Schwerpunkt in China auf dem Schutz der Bürger:innen vor dem übermäßigen Sammeln und Missbrauch 
von Daten durch privatwirtschaftliche Akteure. Der Staat beansprucht weitreichende Rechte zur Überwachung, 
Beobachtung und Abfrage von Daten über seine Bürger:innen, mit Verweis auf breit gefasste öffentliche und 
nationale Sicherheitsbefugnisse.

Analyse

Das neue chinesische Zivilgesetzbuch (2021) und das Gesetz zum Schutz personenbezogener Daten (2021) 
haben dem Schutz der Persönlichkeitsrechte und der Privatsphäre Substanz verliehen.201 Unternehmen oder 
Organisationen, die personenbezogene Daten verarbeiten, unterliegen nun strengeren Verpflichtungen, die Zu-
stimmung der Betroffenen einzuholen und sie über die erhobenen Daten und deren etwaige Verarbeitung zu 
informieren.
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Obwohl der Schutz der Privatsphäre und die Sicherheit personenbezogener Daten im Weißbuch über Fort-
schritte bei den Menschenrechten202 des Staatsrats aus dem Jahr 2021 herausgestellt wurden, fehlt in offizi-
ellen Dokumenten die Betonung eines eigenständigen Rechts auf Privatsphäre. Das hat sowohl politische 
als auch sprachhistorische Gründe. Unter Maos kollektivistischem Regime erregte es Misstrauen, Angele-
genheiten „privat“ zu halten. Die Verbreitung des Begriffs im alltäglichen Gebrauch wurde auch dadurch er-
schwert, dass der chinesische Begriff für Privatsphäre (隐私) gleichklingend mit dem Begriff für „beschämen-
des Geheimnis“ (阴私) ist.

Die politische und öffentliche Einstellung änderte sich im Zeitalter der Reform und Öffnung. In den 1990er und 
frühen 2000er Jahren formulierte die chinesische Regierung die ersten Datenschutzbestimmungen. In den 
folgenden Jahrzehnten wurden die Rechte auf Privatsphäre nicht nur durch Normen für den Schutz personen-
bezogener Daten und Datensicherheit besser geschützt, der Begriff wurde auch zunehmend in akademischen 
Schriften und öffentlichen Debatten aufgegriffen. 

Privatsphäre ist heute ein feststehender Begriff in China. Dies steht in engem Zusammenhang mit der weiten 
Verbreitung digitaler Technologien im Alltag – angefangen bei der Kommunikation und Reisen über den Konsum 
bis hin zur Bezahlung. Im Gegensatz zu europäischen Normen werden Privatsphäre und Schutz personenbe-
zogener Daten in China in politischen Dokumenten und Gesetzen in erster Linie unter dem Blickpunkt der In-
formationssicherheit und der Verbraucherrechte behandelt – und nicht als Schutz vor staatlichen Bemühun-
gen zur Überwachung der Bevölkerung. Die Gesetzgebung richtet sich weitgehend an den privaten Sektor.

Zwar muss sich auch der Staat bei Datenerhebung und -verarbeitung an Standards halten. Das Nationale Sicher-
heitsgesetz, das Cybersicherheitsgesetz und andere Rechtsvorschriften geben dem chinesischen Staat je-
doch weitreichende Befugnisse zur Überwachung des öffentlichen Raums und des Internets.203 Datenschutzer-
klärungen von Unternehmen enthalten in der Regel Hinweise darauf, dass Daten an die zuständigen Behörden 
weitergegeben werden können, wenn sie die öffentliche und nationale Sicherheit betreffen.204 Plattformen sind 
gesetzlich verpflichtet, Online-Dienste nur nach Verifizierung der Identität anzubieten, so dass Daten schnell 
auf Einzelpersonen zurückgeführt werden können.

Um ein „friedliches China“ (平安中国) aufzubauen, zielt die Regierungspolitik ausdrücklich darauf ab, eine um-
fassende Kameraüberwachung zu gewährleisten sowie Bewegungsmuster und Äußerungen im Internet 
nachzuverfolgen und damit ein präventives, „multidimensionales System zur Wahrung der öffentlichen Sicher-
heit“ (立体化信息化社会治安防控体系) – und der Sicherheit der Partei – aufzubauen.205 In den letzten Jahren 
wurden zudem bereits unter Mao eingeführte Mechanismen digital aufgerüstet, angefangen bei digitalen Per-
sonalakten bis zu Apps und Hotlines, um Bürger:innen zu mobilisieren, einander im Auge zu behalten und 
verdächtiges Verhalten zu melden. Fortschritte bei den Überwachungskapazitäten sind bei der Pandemiebe-
kämpfung, aber auch in Minderheitengebieten wie Xinjiang deutlich sichtbar.206 

Staatliche Bemühungen zur Datenerhebung und -analyse, insbesondere für Zwecke der öffentlichen Sicher-
heit und Staatssicherheit, sind keineswegs nur in China zu beobachten. Was die Umsetzung des Datenschut-
zes in der VR China unterscheidet, ist das Fehlen einer institutionellen und öffentlichen Aufsicht durch verwal-
tungs- und verfassungsrechtliche Normenkontrolle und Behörden, sowie eine freie Presse und Bürgerrechts-
organisationen.

Dieses vom chinesischen Parteistaat geprägte Verständnis von Privatsphäre ist nicht unumstritten. Angefangen 
bei öffentlichen und akademischen Diskussionen bis hin zu Einzelklagen und der Weigerung von Unternehmen, 
Daten herauszugeben: Als Betroffene sorgen sich Chinas Bürger:innen um den Schutz ihrer Privatsphäre. 
Leaks von Daten aus öffentlichen Datenbanken und der Missbrauch von Chinas Gesundheitscode-Apps zur 
Verhinderung von Protesten entfachten 2022 neue Debatten um staatliche Datensammlung und die Sicher-
heit personenbezogener Informationen.207 
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RECHTSSTAATLICHKEIT
法治 
Malin Oud

Kurzgefasst

Das Prinzip der Rechtsstaatlichkeit bedeutet, dass der staatlichen Macht durch Gesetze sinnvolle Schranken 
gesetzt werden. Die Vereinten Nationen definieren Rechtsstaatlichkeit als „ein Prinzip der Staatsführung, bei 
der alle öffentlichen und privaten Personen, Institutionen und Körperschaften einschließlich des Staates selbst 
an die Einhaltung von Gesetzen gebunden sind, die öffentlich bekanntgemacht und gegenüber allen in gleicher 
Weise durchgesetzt werden, über die unabhängig entschieden wird und die mit den internationalen Menschen-
rechtsnormen und -standards im Einklang stehen.“208 In einer rechtsstaatlichen Ordnung ist jeder Mensch vor 
dem Gesetz gleich, und niemand steht über dem Gesetz. In liberalen Demokratien ist die Rechtsstaatlichkeit 
mit bürgerlichen und politischen Rechten verbunden und schließt Gewaltenteilung ein. 

Die Auffassung der Kommunistischen Partei Chinas (KPCh) von Rechtsstaatlichkeit – fazhi (法治) oder yifa zhiguo 
(依法治国), was wörtlich übersetzt so viel bedeutet wie „gesetzesbasiertes Regieren“ oder „das Land mittels 
Gesetzen regieren“ – hat mit dem liberal-demokratischen Rechtsstaatskonzept nur wenig gemein. Im „soziali-
stischen Rechtsstaat chinesischer Prägung“ untersteht die Rechtsordnung der Führung und Aufsicht der 
Partei. Die KPCh sieht das Recht als Instrument, um Stabilität und Ordnung zu gewährleisten und die Partei-
herrschaft zu legitimieren und aufrechtzuerhalten. Fazhi im heutigen Sinne unterscheidet sich so deutlich von 
dem internationalen Prinzip der Rechtsstaatlichkeit, dass Rechtsstaatlichkeit chinesischer Prägung wohl eher 
nicht mit diesem Begriff gleichgesetzt werden sollte.

Analyse

Rechtsstaatlichkeit ist seit den frühen 1980er Jahren ein wiederkehrendes Thema in Chinas Reformplänen und 
im offiziellen Diskurs. Der Wiederaufbau der Rechtsordnung und die Professionalisierung der Justiz waren wich-
tige Aspekte der Modernisierungsreformen Chinas nach den politischen Kampagnen Mao Zedongs, die in der 
Kulturrevolution gipfelten. Nach Maos Tod wurden Maßnahmen ergriffen, um eine übermäßige Machtkonzen-
tration zu verhindern und die Befugnisse der Kommunistischen Partei auf staatliche Stellen zu übertragen. 
Schlüsselbegriffe wie Klassenkampf, Widersprüche und Revolution wurden durch Stabilität, Harmonie und 
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Rechtsstaatlichkeit ersetzt. Es entstanden Rechtsinstitutionen, es wurden neue Gesetzgebungsbereiche aus-
gearbeitet und juristische Fakultäten an Universitäten eingerichtet. Da sich das Land für ausländische Inve-
stitionen und internationale Zusammenarbeit öffnete, gingen viele westliche Staaten davon aus, China werde 
sich durch Sozialisierung dazu bewegen lassen, internationale Normen anzuerkennen und sich von der Ein-
Mann-Herrschaft Mao Zedongs zu einem Rechtsstaat im liberal-demokratischen Sinne entwickeln.

Xi Jinping hat seit seiner Machtübernahme 2012 die Bedeutung gesetzesbasierter Regierungsführung unter-
strichen und versprochen, in einer weitreichenden Anti-Korruptionskampagne sowohl „Tiger als auch Fliegen“ 
zu fangen. 2014 hatte das 4. Plenum des 18. Parteitags der KPCh „Rechtsstaatlichkeit“ zu seinem übergreifen-
den Thema gemacht und erklärt, diese sei „eine wirksame Garantie für die Verwirklichung der beiden Jahr-
hundertziele und des chinesischen Traums von der großen Renaissance der chinesischen Nation.“ 209 

Während jedoch in den ersten dreißig Jahren der Reform- und Öffnungspolitik das chinesische Justizsystem 
teilweise entpolitisiert wurde, wurde es im letzten Jahrzehnt wieder repolitisiert. Die Parteiorgane haben sich 
ihre Pendants in der Regierung untergeordnet und die Führung der Partei wurde mit Hilfe des Gesetzes kodifi-
ziert. 2018 wurde durch eine Verfassungsänderung die 1982 eingeführte Amtszeitbegrenzung für den Staats-
präsidenten aufgehoben. Es wurde eine Reihe vager, aber weitreichender Sicherheitsgesetze und -verord-
nungen erlassen, darunter das im Juni 2020 von Peking verabschiedete Nationale Sicherheitsgesetz für Hong-
kong. Es steht beispielhaft für Chinas Instrumentalisierung des Rechts und die selektive Einhaltung des Völker-
rechts, da es die lokale Legislative Hongkongs umging und das Prinzip „Ein Land – zwei Systeme“ aus der 
Chinesisch-Britischen Gemeinsamen Erklärung missachtete. 

Im November 2020 hielt die KPCh eine Konferenz ab, auf der „Xi Jinpings Gedankengut zur Rechtsstaatlichkeit 
und ihr Stellenwert als Leitgedanken für eine rechtsbasierte Regierungsführung in China“ für verbindlich erklärt 
wurden.210 Dabei wurde betont, wie wichtig es sei, die Führungsrolle der KPCh aufrechtzuerhalten, um China 
bis zum Jahr 2035 zu einem sozialistischen Land mit Rechtsstaatlichkeit aufzubauen. Dementsprechend solle 
sich das ganze Land mit Xi Jinpings Gedanken zur Rechtsstaatlichkeit (习近平法治思想) eingehend befassen 
und sie als „eine der zentralen Säulen des ideologischen Komplexes, die das Land in den kommenden Jahren 
stützen werden“ begreifen.211
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RELIGIONSFREIHEIT 
宗教信仰自由
Katja Drinhausen

Kurzgefasst

Das Recht auf Religionsfreiheit ist in den internationalen Menschenrechtsnormen geschützt und schließt das 
Recht ein, seine Religion oder Glauben durch Ausübung und Weitergabe zu bekunden.212 Diese Freiheit kann 
durch Gesetze zum Schutz der öffentlichen Sicherheit und Sittlichkeit oder der Rechte anderer eingeschränkt 
werden. Staaten verfolgen bei der Regulierung unterschiedliche Ansätze. Die Beziehung – bzw. der Grad der 
Trennung – zwischen Staat und Kirchen oder religiösen Einrichtungen wird oft durch die historische Entwick-
lung der Institutionen bestimmt.

In Übersetzungen sprechen Chinas amtliche Dokumente und Erklärungen oft von „Religionsfreiheit“. Der in 
der Verfassung und Vorschriften verwendete Begriff wäre jedoch zutreffender mit „Glaubensfreiheit“ (宗教信
仰自由) übersetzt. Die Bürger:innen sind frei zu glauben, aber nicht darin, ihren Glauben zum Ausdruck zu 
bringen. Nur „normale religiöse Aktivitäten“ (正常的宗教活动) sind geschützt – und der Rahmen des Erlaubten 
wird vom Staat eng gesetzt. Gesetze und Richtlinien stellen die Religionen nicht nur unter strenge parteistaat-
liche Aufsicht, sondern verlangen auch, dass religiöse Vereinigungen die KPCh-Ideologie aktiv propagieren.

Analyse

Der chinesische Staat erkennt fünf offizielle Religionen an: Buddhismus, Taoismus, Islam, Katholizismus und 
Protestantismus, die alle seit den frühen 1950er Jahren durch patriotische Vereinigungen organisiert und 
vertreten werden. Einem Weißbuch der Regierung zur Religionsfreiheit aus dem Jahr 2018 zufolge gibt es in 
China mehr als 200 Millionen registrierte Gläubige.213 Dabei ist die Fülle an traditionellen Volksglaubensrich-
tungen nicht berücksichtigt. Es gibt zudem zahlreiche Untergrundkirchen und religiöse Gruppen, trotz wie-
derholter Versuche, sie entweder an staatliche Strukturen anzubinden oder aufzulösen. 
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Die KPCh selbst ist säkular. Parteimitgliedern ist es untersagt, sich offen zu Glaubensrichtungen zu beken-
nen.214 Die Beziehung der Partei zur Religion ist seit jeher angespannt und turbulent. Unter Mao galt Religion 
als rückständig und als etwas, das notfalls gewaltsam überwunden werden sollte. Religiöse Riten und Bräu-
che sowie Veröffentlichungen wurden verboten und viele religiöse Stätten im Rahmen politischer Kampa-
gnen, vor allem während der Kulturrevolution, zerstört. Ab Mitte der 1980er Jahre eröffnete die Reformära 
den Religionen neuen Raum, und die Zahl der Gläubigen stieg deutlich an.

Dennoch hielt die Führung an ihrer marxistischen Überzeugung fest, dass religiöse Weltanschauungen eine 
vorübergehende Erscheinung seien und mit dem wirtschaftlichen Fortschritt allmählich verschwinden wür-
den. Diese Erwartungen erfüllten sich nicht. Neben steigenden Mitgliederzahlen in staatlich anerkannten 
religiösen Organisationen und inoffiziellen Hauskirchen entstanden neue Bewegungen, wie die Falun Gong. 
Nachdem Versuche zu ihrer Einschränkung zu massiven Protesten geführt hatten, verbot die chinesische 
Regierung 1999 Falun Gong und erklärte sie zu einer „bösartigen Sekte“.215 

Der Parteistaat fürchtet, dass der Glaube an eine höhere Macht ein existenzielles Risiko für die Sicherheit 
und Macht des Regimes schüren könnte. Einige der prominentesten Menschenrechtsaktivist:innen in den 
2000er Jahren waren Christen; Befürworter von mehr Autonomie in Minderheitengebieten waren oft prakti-
zierende Muslime oder Buddhisten. Angefangen bei Protesten und gewalttätigen Ausschreitungen in Xinji-
ang bis hin zur Selbstverbrennung tibetischer Mönche und Nonnen nach 2009: Die Partei identifizierte „fehl-
geleitete“ oder „extremistische“ Überzeugungen als Ursache – und nicht etwa verfehlte staatliche Politik und 
strukturelle Diskriminierung von Minderheiten. Unter Xi sind islamische, katholische, protestantische und 
buddhistische Glaubensvorstellungen – denen oftmals das Etikett „ausländischer Herkunft“ verpasst wird – 
stärker ins Visier genommen worden. Im Weißbuch von 2018 wird die Notwendigkeit betont, die Unabhän-
gigkeit von ausländischem Einfluss zu gewährleisten und die staatliche Kontrolle zu sichern.

Letztlich beansprucht der säkulare Parteistaat die Autorität über grundlegende religiöse Angelegenheiten, 
wenn er beispielsweise verlangt, dass die Partei über die Bestimmung des Dalai Lama entscheidet und die 
nächste Reinkarnation dem chinesischen Recht folgt.216 Das Misstrauen gegenüber Religion spiegelt sich in 
der engmaschigen Überwachung vieler Gebetsstätten wider, insbesondere größerer Tempel, Kirchen und 
Moscheen. Wo der Parteistaat ethnische Zugehörigkeit und Religion als Indikatoren für eine potenzielle Be-
drohung durch Einzelpersonen oder Gruppen betrachtet, gibt es strenge Überwachung und Einschränkun-
gen. Was der Staat als „normale religiöse Praktiken“ ansieht, ist teils willkürlich: Während das Feiern musli-
mischer Feste, das Fasten und Beten in anderen Teilen des Landes toleriert werden mag und von Chinas 
Diplomaten im Ausland gelobt wird, wurden einige dieser Glaubensbekundungen in Xinjiang als Zeichen von 
Extremismus interpretiert und gaben Anlass zum Freiheitsentzug.217 

In den letzten zehn Jahren hat sich ein grundlegender Wandel im Umgang mit Religion vollzogen. Alle Reli-
gionen müssen nun „das Land und die Partei lieben“, die politische Stabilität unterstützen und die allgemein 
vorherrschenden Werte Chinas sowie die nationale Identität fördern. Dieses Bestreben spiegelt sich in den 
jüngsten politischen Initiativen wider, angefangen bei den Fünfjahresplänen für die Sinisierung (中国化) des 
Buddhismus, Islams und Christentums bis hin zu daoistischen Bildungsplänen, die auch Xi Jinpings Gedan-
kengut umfassen.218 Seit 2018 ist das Staatliche Amt für religiöse Angelegenheiten der Zentralabteilung für 
Einheitsfrontarbeit der Partei unterstellt, um die Führung im Bereich Religion zu stärken. Gebetsstätten müs-
sen die Ideologie und die Politik der Partei mit Spruchbändern und durch die Aufnahme in Predigten und 
Schriften propagieren, wozu auch im Internet verbreitete Inhalte gehören.219 Der Anspruch ist klar: Im heuti-
gen China muss Religion auch die Botschaft der KPCh verbreiten.
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SICHERHEIT
安全 
Jerker Hellström

Kurzgefasst

Für China sind nationale Sicherheit und Staatssicherheit Synonyme, da es im Chinesischen nur einen Begriff für 
die beiden Ebenen gibt (国家安全). Die Sicherheit des Staates bezieht sich auf die Konsolidierung der Füh-
rungsposition der Kommunistischen Partei Chinas (KPCh) und auf ihren Schutz vor in- und ausländischen 
Bedrohungen. Bedrohungen der nationalen Sicherheit werden von der Partei als existenziell angesehen. Im 
chinesischen Kontext umfasst die nationale Sicherheit u. a. die politische Sicherheit, die innere Sicherheit, 
die militärische Sicherheit, die wirtschaftliche Sicherheit, die kulturelle Sicherheit, die soziale Stabilität und die 
Informationssicherheit. Sie kann als Voraussetzung für den Fortbestand des Machtmonopols des Regimes 
verstanden werden.

Um zu erfassen, was die Partei unter nationaler Sicherheit versteht, muss man verstehen, welche Gefahren die 
Partei für ihre Herrschaft sieht. Eine übergreifende Bedrohung sieht die Partei in der ideologischen Unter-
wanderung durch „westliche feindliche Kräfte“, zu denen auch viele ausländische NGO und internationale 
Medien gezählt werden. Das zugrundeliegende Argument ist, dass die persönliche Sicherheit des Einzelnen 
nicht gewährleistet ist, wenn das Regime nicht sicher ist. Gleichzeitig gilt in China die Grundannahme, dass 
diejenigen, die im Einklang mit den Interessen der herrschenden Klasse handeln, geschützt werden müssen.

Analyse

Dass Chinas Hauptaugenmerk auf dem Parteistaat als Nutznießer der nationalen Sicherheit liegt und nicht 
etwa auf gesellschaftlichen und individuellen Freiheiten, wird in Artikel 2 des Nationalen Sicherheitsgesetzes 
(NSG) von 2015 deutlich: 
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„Nationale Sicherheit bezieht sich auf die relative Abwesenheit internationaler oder innerstaatlicher Be-
drohungen für die Regierungsgewalt, die Souveränität, die Einheit und die territoriale Integrität des Staates, 
das Wohlergehen der Bevölkerung, die nachhaltige wirtschaftliche und soziale Entwicklung und andere 
wichtige nationale Interessen sowie die Fähigkeit, einen dauerhaften Zustand der Sicherheit zu gewähr-
leisten“.220

Darüber hinaus wird laut NSG „der Staat“ von der KPCh regiert: „Der Staat wird von der Kommunistischen Partei 
Chinas geführt.“ 221 Ähnliche Formulierungen finden sich auch in der chinesischen Verfassung. Daher sollte 
„Staatssicherheit“ letztlich als Sicherheit der Partei verstanden werden.

Das chinesische Konzept der nationalen Sicherheit kommt auch in den vorrangigen Aufgaben von Chinas zivi-
lem Nachrichtendienst, dem Ministerium für Staatssicherheit (MSS), zum Ausdruck. Im Gegensatz zu ver-
gleichbaren Diensten in Demokratien spioniert der MSS beispielsweise inländische Dissident:innen mit Verbin-
dungen ins Ausland, Uigur:innen, Tibeter:innen, Taiwaner:innen, Demokratieaktivist:innen und Mitglieder der 
Falungong-Bewegung wie auch deren Anhänger im Ausland aus. Darin zeigt sich die Besorgnis innerhalb der 
Partei, dass diese Gruppen zu einer Sicherheitsbedrohung werden könnten. Hierzu gehört auch jedwede Par-
teinahme gegen Peking, die das internationale Image Chinas negativ beeinflussen könnte.

Ein Beispiel dafür, wie das Konzept der „Sicherheit“ von chinesischen Beamten benutzt wird, sind Pekings Be-
mühungen, die Einrichtung von Umerziehungslagern in Xinjiang ab 2017 zu verteidigen. Obwohl den Inhaftier-
ten keine Straftaten zur Last gelegt wurden, stellt die chinesische Regierung die Lager als Teil ihrer Bemühun-
gen zur Terrorismusbekämpfung dar, mit denen sie die Sicherheit des Staates wahrt.

Die kulturelle Sicherheit soll die chinesische Gesellschaft vor kultureller Unterwanderung durch hegemoniale 
Mächte, Verwestlichung und kulturellem Niedergang schützen.222 Das Konzept der kulturellen Sicherheit ist 
mit der „ideologischen Sicherheit“ verflochten, die Bedrohungen wie die „Demokratie westlicher Prägung, die 
kulturelle Hegemonie des Westens, die vielfältige Verbreitung von Informationen und öffentlichen Meinungen 
im Internet sowie die religiöse Unterwanderung“ umfasst. Der prominente Ideologe Wang Huning, Mitglied des 
Ständigen Ausschusses des Politbüros, erklärte 1994, dass die Globalisierung als westliche kulturelle Hege-
monie zu verstehen sei und eine existenzielle Bedrohung für die Partei darstellen könne.

Ernährungssicherheit wird als nationale Selbstversorgung mit Nahrungsmitteln definiert und ebenfalls mit der 
Sicherheit des Regimes gleichgesetzt.223 Dies ist vergleichbar mit der Definition der Ernährungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen (FAO), wonach Ernährungssicherheit „ein Zustand ist, bei dem 
alle Menschen zu jeder Zeit physischen, sozialen und ökonomischen Zugang zu ausreichender, gesundheitlich 
unbedenklicher und nahrhafter Nahrung haben, die ihren Ernährungsbedürfnissen und Nahrungsmittelpräfe-
renzen für ein aktives und gesundes Leben entspricht.“224 

Menschliche Sicherheit zielt nach chinesischem Verständnis vor allem auf die kollektive Bevölkerung und 
nicht auf die Sicherheit des Einzelnen ab, die normalerweise im Mittelpunkt des Diskurses über den Zweck von 
Sicherheit steht. Der Staat wird in China als der wichtigste Garant für die menschliche Sicherheit verstanden 
und nicht als deren Bedrohung.225
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SOUVERÄNITÄT 
主权，国权
Jerker Hellström

Kurzgefasst

Das Konzept der staatlichen Souveränität kann als das ausschließliche Recht von Staaten definiert werden, 
auf ihrem eigenen Territorium zu regieren. In China ist Souveränität als absolute und dauerhafte Staatsgewalt zu 
verstehen, wobei der Staat von der Kommunistischen Partei Chinas (KPCh) geführt wird. Darüber hinaus ist 
der Begriff der Souveränität eng mit Chinas nachdrücklicher Betonung der gegenseitigen Nichteinmischung in 
innere Angelegenheiten verbunden, wie sie in den Fünf Grundsätzen der friedlichen Koexistenz (1954) dar-
gelegt ist.226 China ist ein prinzipientreuer Verfechter einer starken Souveränitätsnorm und zählt die staatliche 
Souveränität zu nicht verhandelbaren „nationalen Kerninteressen“, deren übergeordnetes Interesse das dauer-
hafte Machtmonopol der KPCh ist. 

Aus Sicht der KPCh beinhaltet Souveränität das ausschließliche Recht der Regierung einer souveränen Nation, 
die Kontrolle über Angelegenheiten innerhalb ihrer eigenen Grenzen auszuüben, wozu zum Beispiel ihre politi-
schen, wirtschaftlichen, kulturellen und technologischen Aktivitäten gehören. Die KPCh bezieht in ihr Kon-
zept der staatlichen Souveränität das Territorium innerhalb der de-jure-Grenzen Chinas sowie ihre territorialen 
Ansprüche ein. So bilden zum Beispiel Taiwan und die Landgebiete im Südchinesischen Meer die äußeren 
geografischen Grenzen ihrer staatlichen Souveränitätsansprüche.

Analyse

China stützt sein Konzept der staatlichen Souveränität auf selektive historische Territorialansprüche. So bean-
sprucht die KPCh beispielsweise die Souveränität über Taiwan, das dieses einst zum Qing-Reich (1644–1911) 
gehörte. Während sie keinen Anspruch auf Teile der heutigen Mongolei erhebt, die einst vom Yuan-Reich (1271–
1368) (und später vom Qing-Reich) regiert wurden, vertritt Peking die Ansicht, dass Teile des Südchinesi-
schen Meeres in demselben Zeitraum unter chinesischer Hoheitsgewalt standen und daher als chinesisches 
Hoheitsgebiet anerkannt werden sollten. Obwohl der Ständige Schiedshof in Den Haag 2016 feststellte, 
dass es für Chinas „historische“ Ansprüche im Südchinesischen Meer keine Rechtsgrundlage gibt, hält Peking 
weiterhin an dieser Position fest.
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2009 gewann China scheinbar die Unterstützung der Vereinigten Staaten für seine Souveränitäts- und Gebiet-
sansprüche. Eine gemeinsame Erklärung des Gipfeltreffens zwischen Barack Obama und Hu Jintao enthielt 
einen Passus, in dem es hieß, die Parteien seien übereingekommen, die „Kerninteressen“ des jeweils anderen 
zu respektieren.227 Da zu den Kerninteressen Chinas auch die Souveränität Chinas über Taiwan gehört, konnte 
die Erklärung als Anerkennung der Zugehörigkeit Taiwans zu China interpretiert werden, was eine deutliche 
Wende in der amerikanischen Chinapolitik gewesen wäre. In der gemeinsamen Erklärung des zweiten Hu-
Obama-Gipfels tauchte der Begriff „Kerninteressen“ nicht mehr auf.228

Chinas Festhalten an westfälischen Souveränitätsnormen beeinflusst ebenfalls erheblich die Haltung des Lan-
des in der internationalen Menschenrechtsdebatte. China besteht darauf, dass Entwicklungsstand, Kultur 
und Werte eines Landes berücksichtigt werden müssen, was der internationalen Kontrolle und Durchsetzung von 
Menschenrechten enge Grenzen setzt. China begegnet humanitären Interventionen meist mit großem Misstrau-
en, da sie westlichen Ländern als Vorwand dienen könnten, sich in die inneren Angelegenheiten anderer 
Staaten einzumischen und damit deren Souveränität zu bedrohen.229 

Unter Cyber-Souveränität sind Chinas Bemühungen zu verstehen, den Informationsfluss, der den Internetnut-
zern in China zur Verfügung steht, zu kontrollieren und die soziale Stabilität und die Legitimität des Regimes 
zu gewährleisten, und zugleich eine Führungsrolle bei der globalen Steuerung des Cyberspace zu übernehmen. 
In diesem Sinne widerspricht „Cyber-Souveränität“ der Vorstellung, dass der Cyberspace eine freie, offene und 
globale Plattform sein sollte, die in erster Linie durch einen Bottom-up-Ansatz gesteuert wird.

Kulturelle Souveränität kann als das Recht des Staates definiert werden, seine kulturellen Interessen unab-
hängig – also ohne Einmischung von außen – zu verfolgen. Wenn offizielle Narrative in Frage gestellt werden, 
beansprucht die KPCh die Zuständigkeit für Themen, die einen Bezug zur chinesischen Kultur haben, auch in 
anderen Ländern. Im Oktober 2020 etwa versuchten die chinesischen Behörden, eine Ausstellung über Dschin-
gis Khan in einem Museum im französischen Nantes zu zensieren. Nach Aussagen des Museums wollten 
chinesische Beamte Angaben zur Geschichte der Mongolei umschreiben.230 

Religiöse Souveränität wird im chinesischen Diskurs nur selten erwähnt, aber erwähnenswert ist an dieser 
Stelle, dass die KPCh die Souveränität in Religionsangelegenheiten außerhalb ihrer Grenzen beansprucht. So 
erhebt Peking beispielsweise den Anspruch, die höchste Autorität im tibetischen Buddhismus zu sein, obwohl 
die Partei säkular ist. Der 14. Dalai Lama, die höchste spirituelle Autorität im tibetischen Buddhismus, residiert 
zwar in Indien, doch die KPCh besteht darauf, dass sie das souveräne Recht hat, den nächsten Dalai Lama 
zu bestimmen und zu ernennen.
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TRANSPARENZ
透明度 
Malin Oud

Kurzgefasst

Von Transparenz spricht man, wenn Politik und politische Verfahren offen und nachvollziehbar sind und Entschei-
dungen und Informationen der Öffentlichkeit verständlich, barrierefrei und zeitnah zur Verfügung gestellt 
werden. Die Informationsfreiheit ist ein wesentlicher Bestandteil des Menschenrechts auf freie Meinungsäuße-
rung. Die Arbeit von Regierungen soll generell transparent sein und etwaige Ausnahmen sollten auf Fragen wie 
nationale und öffentliche Sicherheit, strafrechtliche Ermittlungen, Datenschutz und Geschäftsgeheimnisse 
beschränkt werden.

Die chinesische Führung sieht Transparenz als wichtig an, um die Legitimität des staatlichen Handelns zu för-
dern. Sie behandelt sie jedoch eher als ein Disziplinierungs- und Überwachungsinstrument, denn als eine 
Frage der Pressefreiheit und Bürgerbeteiligung. Das Recht auf „Offenlegung von Regierungsinformationen“ 
(政府信息公开) ist zwar gesetzlich verankert, darf aber nicht gegen die Interessen des Parteistaats verstoßen. 
Dieser verweist häufig auf nationale Sicherheit, um „Staatsgeheimnisse“ zu schützen. Im internationalen Ver-
gleich ist die chinesische Definition von Staatsgeheimnissen sehr weit gefasst und schließt Informationen 
ein, die „die soziale Stabilität beeinträchtigen“ oder „einen negativen Einfluss“ auf Chinas internationale Bezie-
hungen haben könnten. Informationen können auch nachträglich zu „Staatsgeheimnissen“ erklärt werden, 
wobei die Höchststrafe für die Preisgabe von Staatsgeheimnissen der Tod ist.

Analyse

Ein besserer Zugang zu staatlichen Informationen war Teil der 1978 von Deng Xiaoping eingeleiteten Reform- 
und Öffnungspolitik. Das verfassungsmäßige Recht der chinesischen Bürger:innen, die Regierung zu kontrol-
lieren, wurde offiziell anerkannt. Zur Bekämpfung der Korruption auf lokaler Ebene wurde das Konzept der 
„Transparenz dörflicher Angelegenheiten“ (村务公开) eingeführt. Doch der politische Reformprozess, den die 
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Partei in den 1980er Jahren verfolgte, fand sein jähes Ende mit der gewaltsamen Niederschlagung der Studie-
rendenproteste am Tiananmen Platz in 1989. Gleichwohl gewann das Konzept der „transparenten Regierung“ 
(政务公开) weiter an Bedeutung, denn die Bekämpfung von Korruption und der Aufbau einer „sauberen Re-
gierung“ wurden als entscheidend für das Überleben der Partei angesehen.231 

Der Mangel an staatlicher Transparenz rückte in den 1990er und frühen 2000er Jahren durch eine Reihe von 
Vertuschungsversuchen von Katastrophen in den öffentlichen Fokus. Von der HIV/AIDS-Epidemie in der Pro-
vinz Henan Mitte der 1990er Jahre über den Ausbruch von SARS im Jahr 2002 und den Chemieunfall am 
Songhua-Fluss im Jahr 2004 bis hin zum Skandal um mit Melamin verseuchte Milch im Jahr 2008 – die po-
litische Geheimhaltungskultur und der fehlende freie Informationsfluss hatten verheerende Auswirkungen auf 
die Gesundheit und Lebensgrundlagen der Menschen und führten zu einem öffentlichen Ruf nach Offenheit. 

Eine wichtige Kontrollinstanz war zu dieser Zeit das chinesische Internet, in dem Enthüllungsjournalisten 
Bestechungsfälle und Machtmissbrauch aufdeckten. Auf dem 17. Parteitag in 2007 wurde Transparenz hervor-
gehoben, als „Sonnenlicht“ das der Korruption dunkler Amtstuben entgegenwirkt.232 

Im Jahr 2008 wurde die erste nationale Verordnung über die Offenlegung von Regierungsinformationen ver-
abschiedet. Sie sah einen verbesserten Zugang zu Regierungsinformationen bei Themen wie Staatshaushalt 
und -ausgaben, Umweltverschmutzung, Lebensmittel- und Arzneimittelsicherheit, Landnahme und Entschädi-
gung, Beschaffungswesen und Bauaufträgen sowie eine größere Transparenz bei Gesetzgebungsverfahren 
und Gerichtsentscheidungen vor.233 Chinesische Nichtregierungsorganisationen und Rechtsanwält:innen mach-
ten sich die neue Verordnung zu Nutze, um Klagen im öffentlichen Interesse anzustrengen und sich für Themen 
wie Umweltverschmutzung und Diskriminierung einzusetzen.

Die Effektivität solcher Verordnungen war jedoch stets durch den systembedingten Mangel an Rechtsstaatlich-
keit, Medienfreiheit und zivilgesellschaftlicher Kontrolle eingeschränkt. Für die Partei bedeutet Transparenz Über-
wachung und Kontrolle von oben – und eben nicht Kontrolle durch die Bürger:innen und öffentliche Aufsicht. 
Es geht in erster Linie um die Effizienz der Regierung und nicht um deren Rechenschaftspflicht.234 Die Rolle 
der Medien besteht darin, Sprachrohr der Regierung zu sein und eine begrenzte Kontrollfunktion auszuüben, in-
dem sie auf Geheiß der zentralen Führung Korruption auf lokaler Ebene aufdecken.235 Unter Xi Jinping wurde 
der investigative Journalismus beschnitten. In Umkehrung früherer Trends beschränkt die Regierung nun aktiv 
den Online-Zugang zu Regierungsdaten, um unerwünschte Einblicke zu verhindern. 

Während die Partei im Namen von Transparenz und Korruptionsbekämpfung sowohl im In- als auch im Ausland 
„Tiger, Fliegen und Füchse“ jagt236, bleiben ihre internen Führungsstrukturen und Arbeitsmethoden undurch-
sichtig und sind geprägt durch Geheimhaltung, außergerichtliche Maßnahmen, bis hin zum Verschwinden-
lassen von Personen. Xi Jinping nutzte die von ihm initiierte Anti-Korruptionskampagne, um sowohl korrupte 
Beamte als auch politische Rivalen auszuschalten. Die „mutige Praxis der Selbstreform“ und die Fähigkeit der 
Partei, „die Klinge nach innen zu drehen, um das verrottete Fleisch auszurupfen“, so Xi, habe eine überzeugen-
de Antwort auf all diejenigen gegeben, die das westliche System der Demokratie und Gewaltenteilung anprei-
sen.237 
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WISSENSCHAFT
科学
David Bandurski

Kurzgefasst

Internationale Definitionen von Wissenschaft und insbesondere Naturwissenschaft konzentrieren sich häufig auf 
das Studium der natürlichen Welt durch unvoreingenommene Beobachtungen und überprüfbare Experimente. 
Im Diskurs der Kommunistischen Partei Chinas (KPCh) hat das Wort „Wissenschaft“ eine komplexere und viel-
schichtige Bedeutung. Einerseits wird Wissenschaft als Disziplin, die sich systematisch mit der Erforschung 
der natürlichen Welt befasst, als der entscheidende Faktor für die nationale Entwicklung angesehen, der Wirt-
schaftswachstum und Unabhängigkeit fördert. Andererseits sind die Vorstellungen von Wissenschaftlichkeit 
mit dem politischen Deutungsanspruch der „Wahrheit“ als Quelle politischer Macht verwoben. 

Seit der Zeit Maos sind Politik und Wissenschaft eng miteinander verknüpft, wofür die Sowjetunion als Inspira-
tion diente. Heute zeigt es sich in der Forderung der Partei „politisch zu sprechen“ – sprich: im Sinne der Poli-
tik. Dies hat zur Folge, dass sich Entscheidungsträger:innen über wissenschaftliche Empfehlungen hinwegset-
zen, wie in den ersten Tagen des COVID-Ausbruchs in Wuhan; oder, dass politische Erziehung, welche die 
Errungenschaften der Partei betont, in naturwissenschaftliche Unterrichtsmaterialien aufgenommen wird. Ver-
weise auf „wissenschaftliche“ Politikgestaltung sind heute im gesamten Diskurs der KPCh zu finden – ein An-
spruch auf die grundsätzliche Richtigkeit und Rationalität sämtlicher Handlungen der Partei.

Analyse

Der Sturz der Qing-Dynastie im Jahr 1911 leitete eine Welle der Selbstanalyse und des Insichgehens über Chinas 
Zukunft ein. In einem Artikel in der Zeitschrift Neue Jugend personifizierte der spätere Mitbegründer der KPCh 
Chen Duxiu im Januar 1919 Chinas Hoffnungen auf eine Erneuerung mit „Herrn Demokratie“ und „Herrn Wis-
senschaft“.238 Nur diese „zwei Herren“, so schrieb er, könnten China „vor politischer, moralischer, akademi-
scher und intellektueller Dunkelheit“ retten und das Land von ausländischen Aggressoren und kolonialer Be-
setzung befreien. Die Hinwendung zu den Naturwissenschaften bedeutete, sich vom alten Aberglauben ab-
zuwenden und ein Projekt zur Stärkung der Nation in Angriff zu nehmen.239 
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Seit der Gründung der KPCh im Jahr 1921 war die Parteiführung bestrebt, Wissenschaft und Modernität für sich 
zu beanspruchen. In Anlehnung an sowjetische Schriften sahen KPCh-Theoretiker die Einführung der mate-
rialistischen Philosophie des Marxismus in China als einen Moment der „wissenschaftlichen“ Abrechnung, in 
dem „chinesische Kommunisten begannen, ein wissenschaftlicheres Verständnis vieler grundlegender Fragen 
der chinesischen Revolution und Gesellschaft zu entwickeln“.240 In den 1950er Jahren stellte die KPCh klar, 
dass die Hauptaufgabe der Wissenschaftler:innen darin bestehen sollte, „dem Volk zu dienen“ und vor den Fein-
den des Volkes auf der Hut zu sein.241

Zu Beginn der wirtschaftlichen Reform- und Öffnungsphase in den 1980er Jahren wurde erneut ein Schwerpunkt 
auf die wissenschaftliche Entwicklung gelegt. China konzentrierte sich auf den Erwerb ausländischer Techno-
logien, wobei das Tempo der Technologieimporte drastisch zunahm.242 Auch chinesische Auslandsstudieren-
de trugen seit den 1980er Jahren zum Aufbau des chinesischen Wissenschaftssystems bei.243 Diese Entwick-
lungen nahmen in den 1990er Jahren an Fahrt auf, da die Naturwissenschaften als entscheidend für die ge-
samtwirtschaftliche Entwicklung und das nationale Prestige angesehen wurden. Dennoch blieb die Vorstellung 
vom „wissenschaftlichen Geist“ als Merkmal der marxistischen Politik der KPCh neben den tatsächlichen 
Fortschritten in der Wissenschaft bestehen und kennzeichnete den Anspruch der Partei auf praktische und 
volksnahe politische Antworten. Eines der markantesten Beispiele der Reformära war das „wissenschaftliche 
Entwicklungskonzept“ (科学发展观), ein Schlagwort, das Anfang der 2000er Jahre von Präsident Hu Jintao ein-
geführt worden war und im Wesentlichen die Notwendigkeit einer ausgewogeneren Entwicklung umriss. 

Unter Xi Jinping wurden Chinas Fortschritte als „Wissenschaftsmacht“ weiter vorangetrieben.244 Chinas 14. Fünf-
jahresplan (2021–2025) stellt Wissenschaft und Technologie in den Mittelpunkt der nationalen Prioritäten, 
wobei Xi verspricht, China zum „wichtigsten Zentrum der Welt“ für Wissenschaft und Innovation zu machen.245 

Aber auch die Verquickung des Wissenschaftlichen und des Politischen setzt sich fort. Ende 2019, als die er-
sten Coronafälle in der Stadt Wuhan auftraten, wurden dortige Ärzte gemaßregelt, weil sie in privaten Chatgrup-
pen Alarm geschlagen hatten, und angewiesen, sie müssten „politisch sprechen und wissenschaftlich spre-
chen“.246 Das medizinische Personal wurde gezwungen, keine Informationen an die Öffentlichkeit weiterzuge-
ben, wodurch eine konzertierte nationale und globale Reaktion um viele Wochen verzögert wurde. Zu Beginn 
der Pandemie schränkte China zudem die Veröffentlichung von Forschungsergebnissen über den Ursprung 
des neuartigen Coronavirus ein und hat damit die Politik über die Wissenschaft gestellt.247

Unter Xi hat sich die Redewendung „politisch sprechen“ erheblich Konjunktur bekommen, wodurch die Not-
wendigkeit des Gehorsams gegenüber der Partei und ihren Vorrechten hervorgehoben wird. Desgleichen wur-
de in den letzten Jahren im naturwissenschaftlichen Unterricht auch immer mehr Wert darauf gelegt, Chinas 
Jugend ideologisch und politisch zu indoktrinieren. In einem neueren Lehrbuch für Biologie werden die Lehr-
kräfte beispielsweise angewiesen, eine Diskussion über „rote Gene“ – ein Verweis auf das politische und 
historische Erbe der KPCh – in eine Lektion über Genetik einzubauen.248 
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ZIVILGESELLSCHAFT 
公民社会
Katja Drinhausen

Kurzgefasst

Artikel 35 der chinesischen Verfassung garantiert den chinesischen Bürger:innen das Recht auf Versamm-
lungs- und Vereinigungsfreiheit. Der Wortlaut ähnelt auffallend dem Artikel 20 der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte (UDHR), welche die Grundlage für die Entwicklung einer aktiven Zivilgesellschaft mit Nicht-
regierungsorganisationen (NGO) bildet. Die EU definiert als Zivilgesellschaft „alle Formen des sozialen Han-
delns von Einzelpersonen oder Gruppen, die weder mit dem Staat verbunden sind noch von ihm verwaltet 
werden.“ 249 

In China gibt es diese Unabhängigkeit nicht. Sie würde der obersten, in Artikel 1 der chinesischen Verfassung 
festgeschriebenen politischen Maxime zuwiderlaufen, dass die Kommunistische Partei Chinas (KPCh) in allen 
politischen und gesellschaftlichen Belangen die Führungsrolle innehat. Dieser Grundsatz spiegelt sich sowohl 
im Vokabular als auch in der Art der Akteure wider. Die chinesische Führung hat in der innenpolitischen Kom-
munikation den Begriff „Zivilgesellschaft“ nie übernommen. Trotz der Verbreitung privater NGO und Stiftungen 
seit den 1980er Jahren, spielen partei- und staatlich-organisierte Organisationen (GONGO) nach wie vor eine 
große Rolle.

Der politische Fokus richtet sich darauf, diesen wachsenden Sektor zu regulieren und sicherzustellen, dass alle 
sozialen Organisationen (社会组织) kontrolliert sowie an Partei- und Staatsorgane angebunden werden. Sie 
sollen eine kooperative Beziehung mit der Regierung eingehen und sich in den Dienst der politischen Agenda 
des Staates stellen, statt als eigenständige Akteure zu handeln.

Analyse

Xi Jinping hat hervorgehoben, dass soziale Organisationen in allen Bereichen sozialer Angelegenheiten mitwir-
ken sollen. Dies soll Teil einer neuen und innovativen Herangehensweise staatlicher Regierungsführung sein.250 

Allerdings wird man Xi oder einen anderen hochrangigen Beamten kaum von „Zivilgesellschaft“ (公民社会 / 
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民间社会) sprechen hören, da sich das Konzept im offiziellen Diskurs nie durchgesetzt hat. Auch wenn staat-
liche Organisationen den Begriff „Zivilgesellschaft“ in der internationalen Kommunikation verwenden, nimmt 
der Parteistaat dazu eine eindeutige Haltung ein: Er verfolgt die Vision einer staatlich gelenkten Zivilgesell-
schaft.251

Bevor in den 1980er Jahren die Reform- und Öffnungspolitik Chinas eingeleitet wurde, dominierten die großen 
parteigebundenen Massenorganisationen wie der Allchinesische Gewerkschaftsbund und die von der Partei 
geführten Graswurzelorganisationen. Sie spielen auch heute noch eine herausragende Rolle und haben gewis-
sermaßen das Monopol auf eine Reihe von Themen und die landesweite Koordinierung hierzu. Die Gründung 
unabhängiger Gewerkschaften oder religiöser Organisationen ist nach wie vor verboten.252 

Die zunehmende Modernisierung Anfang der 1990er Jahre führte jedoch zu einer Vielzahl sozialer Probleme und 
ließ die Nachfrage nach Dienstleistungen und Selbstorganisation in Bereichen steigen, aus denen sich der Partei-
staat zurückgezogen hatte. Die Zivilgesellschaft in China wuchs, wobei sich jedoch die Zusammensetzung 
ihrer Akteur:innen verändert hat. NGO und private Stiftungen spielen heute eine immer wichtigere Rolle im In- 
wie im Ausland.

In den späten 2000er- und frühen 2010er-Jahren hat sich die Advocacy-Arbeit in rasantem Tempo professio-
nalisiert. Es gab immer mehr Menschenrechtsanwält:innen, und die Zusammenarbeit mit internationalen 
Akteur:innen wurde intensiver. Das Internet und die sozialen Medien boten eine Möglichkeit zur überregionalen 
und thematischen Vernetzung. Das löste die Sorge aus, die Zivilgesellschaft könnte zu einer Bedrohung für 
die Stabilität des Regimes werden. So heißt es im Dokument Nr. 9: „In den letzten Jahren wurde das Konzept 
der Zivilgesellschaft von westlichen, chinafeindlichen Kräften als politisches Instrument missbraucht [...].“ 253 

Mitte bis Ende der 2010er Jahre verschwand das Konzept aus öffentlichen Debatten und es kam wiederholt 
zu Repressalien, insbesondere gegen Advocacy-Organisationen, die sich für bürgerliche Grundrechte einsetz-
ten. Durch rechtliche und institutionelle Reformen wurde die Selbstorganisation eingeschränkt. Damit wurde 
ein Bereich, der sich weitgehend außerhalb der Kontrolle der KPCh herausgebildet hatte, wieder unter deren 
Kontrolle gestellt. Heute besteht das vorrangige Ziel darin, durch die Mobilisierung und Lenkung gesell-
schaftlicher Akteure und Ressourcen die Agenda der KPCh zu verwirklichen, wobei der Staat über finanzielle 
Förderung soziale Dienstleistungen von gesellschaftlichen Akteur:innen bezieht (政府购买社会服务).

Dabei handelt es sich um eine enge Umklammerung: Nichtstaatlich affiliierte Organisationen unterstehen der 
Aufsicht einer staatlichen Institution. Die Konformität wird mit Hilfe von Bewertungssystemen überwacht. Seit 
2015 läuft eine Kampagne zur Einrichtung von Parteizellen und zur Rekrutierung von Parteimitgliedern in 
sozialen Organisationen. Ziel ist es, die Organisationen an den Parteistaat zu binden und ihnen dessen Erwar-
tungen zu vermitteln.254

Dies geht mit einer strengen Kontrolle internationaler Akteur:innen einher. Das im Januar 2017 in Kraft getrete-
ne Gesetz zum Management ausländischer Nichtregierungsorganisationen unterstellt ausländischen NGO 
einem dualen Aufsichtssystem durch eine staatliche Aufsichtsstelle und die Sicherheitsbehörden.255 Das Natio-
nale Sicherheitsgesetz für Hongkong bringt seit seinem Inkrafttreten am 1. Juli 2020 weitere Einschränkun-
gen des internationalen Austauschs und der internationalen Zusammenarbeit mit sich, indem es den ausge-
sprochen zweideutigen Straftatbestand der „Kollusion“ mit ausländischen Kräften einführte. Im Rahmen der 
Vereinten Nationen bemüht sich China, die Rolle von NGO einzuschränken, da das Regime den Staat als allei-
nigen Vertreter der gesellschaftlichen Interessen sieht.256 
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